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Im Sommer 2016 geht eine Funktionsperiode zu Ende und mit der anste-
henden Präsidiumswahl werden die Weichen des Verbands für die nächsten
drei Jahre wieder neu gestellt. In dieser Ausgabe finden Sie in einer Son-

derbeilage alle Informationen zur Präsidiumswahl und der Generalversammlung.
Sie sind eingeladen, sich daran zu beteiligen und somit mitzubestimmen! 

Lebenserfahrung und persönliche Reife sind bekanntlich Eckpfeiler bei der
Ausbildung zur PsychotherapeutIn. Im Zuge der Psychotherapiegesetzesnovelle
werden diese nun in der Diskussion rund um die Herabsetzung der Altersgrenze,
in Frage gestellt. Mag.ª Doris Beneder, vom Ausbildungs- und Methodenforum,
hat dieses Thema unter die Lupe genommen und verschiedene Aspekte, die
dafür- oder dagegensprechen, aufgezeigt. 

Ein Thema, das uns immer fort begleitet, ist unser Einsatz für die Anhebung
der österreichweiten Kostenzuschüsse der Krankenkassen. Einige Kassen
wie die BVA oder die Bauernkrankenkasse, haben bereits nach und nach die
Zuschüsse angehoben, die Gebietskrankenkassen jedoch sind bisher nicht
nachgezogen. Was wir dafür tun bzw. wie wir argumentieren, dass es doch
soweit kommt, berichten wir in einem kurzen Überblick. 

Das Berufsethische Gremium hat sich diesmal dem Thema „Ende einer Psy-
chotherapie“ angenommen, zeigt verschiedene Szenarien auf und was dabei
zu beachten ist. 
„Macht der Kapitalismus krank?“ – eine spannende Frage, der Dr. Spielhofer
in seiner Studienrezension nachgeht.    
Diese und noch weitere interessante Beiträge der einzelnen ÖBVP-Arbeits-
gruppen, finden Sie auf den nächsten Seiten.

Ein informatives Lesevergnügen & einen positiven Start in den Frühling,

Ihr Peter Stippl
Präsident des ÖBVP

EDITORIAL
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WOZU ALTERSGRENZEN?

Doris Beneder

Für Ausbildung und Ausübung der Psychotherapie sind
ein gewisser Grad an Lebenserfahrung und persönlicher
Reife unbedingt erforderlich. Diese Eckpfeiler der Aus-
bildung werden im Zuge der Diskussion um die Psycho-
therapiegesetznovelle durch die Herabsetzung der Al-
tersgrenzen leichtfertig in Frage gestellt. Der Lobbyismus
der Privatuniversitäten zeigt Wirkung!

BERUFSPOLITISCHE THEMEN

Der Nachweis des Lebensalters
hat in modernen Gesellschaf-
ten eine zentrale Funktion. Auf-

grund des  Lebensalters werden dem
Individuum soziale und gesellschaft-
liche Pflichten auferlegt, Rechte zu-
gestanden oder verwehrt. Altersgren-
zen definieren das Mindestalter, das
ein Mensch haben muss, um bestimm-
te Tätigkeiten ausüben zu dürfen –
beispielsweise ein Auto zu lenken, als
Schöffe oder Geschworener tätig zu
werden, usw. Allerdings sind diese
Grenzziehungen nicht „schicksalhaft
gegeben“, sondern soziale Konstrukte
– und als solche natürlich auch ge-
sellschaftlich veränderbar. In ihrer
konkreten Ausgestaltung müssen Al-
tersgrenzen immer wieder auf ihre
Passung mit der sich verändernden
Lebenswirklichkeit der Menschen in
einer bestimmten Gesellschaft über-
prüft werden. In diesem Sinne erachten
wir eine Diskussion über die Herab-
setzung der im Psychotherapiegesetz
definierten Altersgrenzen für sinnvoll,
wenn diese sachlich auf dem Hinter-
grund aktueller Forschungsergebnisse

geführt wird und nicht einseitig be-
stimmte Interessenslagen z.B. der
Privatuniversitäten unterstützt.

In der Regierungsvorlage zum Psy-
chotherapie-Gesetz wurden die Al-
tersgrenzen (vgl. § 10, 11 PthG) fol-
gendermaßen begründet: „Die Ein-
haltung eines Mindestalters von 24
Lebensjahren für die Ausbildung im
Fachspezifikum und von 28 Lebens-
jahren für die selbständige Ausübung
der Psychotherapie ist im Hinblick
auf den für Ausbildung und Ausübung
notwendigen Grad an Lebenserfahrung
und persönlicher Reife unbedingt er-
forderlich.“.

Altersgrenzen haben
eine Schutzfunktion
Mit der Verknüpfung des Lebensalters
mit den Begriffen „Lebenserfahrung“
und „persönliche Reife“ soll die the-
rapeutische Beziehung als wichtiges
Agens und zentraler Wirkfaktor ge-
schützt werden. Persönliche Reife wird
als Ergebnis reflektierter und inte-
grierter Lebenserfahrung verstanden

und nicht als ein Stadium in der Per-
sönlichkeitsentwicklung. In der Kon-
zeption des Psychotherapie-Gesetzes
ging man von einem postgradualen
Konzept aus, da man aufgrund des
Konzepts des „Quellberufs“ bereits
eine gewisse geistige und emotionale
Unabhängigkeit, sowie erste berufliche
Erfahrungen und die damit erfolgte
Bewältigung bestimmter Entwick-
lungsaufgaben (Unabhängigkeit von
den Eltern, finanzielle Unabhängigkeit
und  Übernahme von Verantwortung
für sich selbst und andere)  annimmt.
Damit ist ein höheres Maß an persön-
licher Entwicklung hinsichtlich einer
realistischen Einschätzung von Le-
bensaufgaben, situativen Herausfor-
derungen und möglichen Problemen
verbunden, das sich unabhängig von
Empathiefähigkeit und Offenheit in ei-
ner reiferen, realistischen Einschätzung
persönlicher Fähigkeiten widerspiegelt. 

PatientInnen erwarten sich
eine realistische Sichtweise 
auf ihre Problemlagen:
Vergleicht man die Lebenswirklich-
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keiten zum Zeitpunkt der Gesetzes-
entstehung mit den heutigen sozio-
kulturellen Bedingungen, haben sich
diese dahingehend verändert, dass
die Übernahme der vollen Erwachse-
nenrolle erst zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgt. Kurz zusammengefasst
kann man sagen: Jugend beginnt heute
früher und endet später. In der sozi-
alwissenschaftlichen Literatur wird
dieses Phänomen als „emerging adult-
hood“ (vgl. Arnett, 2000) beschrieben.
Darunter wird die Periode zwischen
Adoleszenz und Erwachsenenalter be-
zeichnet, das auf das Alter zwischen
18 und 25 Jahren fokussiert, sich aber
bis zu dritten Lebensjahrzehnt aus-
dehnen kann. Diese Entwicklungs-
phase existiert vornehmlich in Kulturen
mit langen Ausbildungszeiten und
komplexen Qualifikationen. Sie ist von
Kontextbedingungen abhängig, die die
Ausübung und volle Verantwortlichkeit
der Erwachsenenrolle hinauszögern. 
Man kann davon ausgehen, dass Psy-
chotherapeutInnen dieser Altersgruppe
mit vielen Lebenssituationen ihrer Pa-
tientInnen und den damit einherge-
henden Problemen, derentwegen sie
aufgesucht werden, überhaupt noch
nicht konfrontiert waren und diese
auch nicht bewältigen mussten. Daher
hat es häufig auch keine ausreichende
Auseinandersetzung mit damit ver-
bundenen Fragestellungen bzw. Pro-
blemen gegeben. Es ist davon auszu-
gehen, dass sich diese Tatsachen auf
die Entwicklung der Vertrauensbezie-
hung zwischen PatientIn und Psycho-
therapeutIn auswirken.

PsychotherapeutInnen sollen 
in ihrem Beruf gesund alt 
werden können:
Psychotherapie verlangt die selbst-
ständige und eigenverantwortliche Re-
flexion komplexer dynamischer Pro-
zesse innerhalb der therapeutischen
Beziehung, wobei der Schwerpunkt
der Verantwortung für die Heilbehand-
lung bei der PsychotherapeutIn liegt.
Die damit verbundenen Arbeitsbelas-
tungen tragen ein potenzielles Ge-
fährdungsrisiko für psychische Er-
krankungen in sich (insbesondere ho-

her Job Strain, Effort-Reward-Imba-
lance: geringe soziale Unterstützung
und hoher Rollenstress - vgl. Rau;
Buyken:2015) mit dem umzugehen
über Erfahrung gelernt werden muss.
Nicht nur der Umgang mit Leid, son-
dern auch die spezifischen Arbeits-
bedingungen der PsychotherapeutIn-
nen als freier Gesundheitsberuf spre-
chen eher für eine Erhöhung der Al-
tersgrenzen, insbesondere für die Er-
teilung der vollen Berufsberechtigung
und Eintragung in die Psychothera-
peutInnenliste.

Aktuelle Positionen der 
Fachspezifika zur Fragestellung
Das Institut für Psychosoziale Inter-
vention und Kommunikationsforschung
an der Universität Innsbruck ging in
einer Onlineerhebung (2010) ebenfalls
der Frage nach, ob das Mindestalter
noch zeitgemäß ist. Die Studiener-
gebnisse zeigen deutlich, dass für das
psychotherapeutische Fachspezifikum
aus der Sicht deutschsprachiger Aus-
bildungseinrichtungen sowie Exper-
tInnen ein Mindestalter von 24 bis 25
Jahren empfohlen wird. 

Auf Initiative des früheren AMFO-Vor-
sitzenden, Herrn Johannes Rudnik,
wurden im März 2013 36 Fachspezifika
– u.a. auch zur Frage der Altersgrenzen
– befragt, wobei eine Rücklaufquote
von 64% erreicht wurde. 93% der Vor-
sitzenden der Fachspezifika bzw. der
AusbildungsleiterInnen haben sich für
die Beibehaltung der Altersgrenze von
28 Jahren bei der Eintragung in die
Psychotherapeut-Innenliste und 85%
für die Beibehaltung der Altersgrenze
von 24 Jahren für den Beginn der
fachspezifischen Ausbildung ausge-
sprochen.

Zusammenfassend sprechen sich die
ExpertInnen der Ausbildungseinrich-
tungen für die Beibehaltung der Al-
tersgrenzen aus und betonen die Be-
deutung der Faktoren Reflexionsbe-
reitschaft bzw. –fähigkeit, Empathie
und persönliche Reife für die Aufnahme
in das psychotherapeutische Fach-
spezifikum. Zusätzlich sollten die Kan-

diatInnen soziales Engagement, Be-
lastbarkeit und eine fundierte Allge-
meinbildung zu Ausbildungsbeginn
vorweisen.

Warum Lebenserfahrung bereits
beim Einstieg ins Fachspezifikum
vorliegen sollte
Die Expertenkommission, die den Ge-
setzesentwurf begutachtet hat, war
einhellig der Meinung, dass es nicht
nur für die Ausübung der Psychothe-
rapie, sondern auch für den fachspe-
zifischen Teil eine gewisse Lebenser-
fahrung braucht, um die Inhalte und
persönlichen Anforderungen der Psy-
chotherapieausbildung angemessen
integrieren zu können. Viele wegwei-
sende Neuorientierungen geschehen
in den jungen Erwachsenenjahren,
insbesondere Themen der Autonomie
und Unabhängigkeit müssen bearbeitet
werden. Gerade mit diesen Themen
sollte man schon Erfahrung gesam-
melt haben, um im engen Theorie-/
Praxisprozess der Ausbildung zu einer
Verantwortungskompetenz zu gelan-
gen, die dem psychotherapeutischen
Beruf inhärent ist. Die intensive Aus-
einandersetzung mit den eigenen The-
men und mit den Komplexitäten des
PsychotherapeutInnenberufes kann
(krisenhaft) verunsichern, der Rückgriff
auf die (erfolgreiche) Bewältigung von
Krisen im Lebenslauf wirkt sich dabei
stabilisierend aus. 

Argumente für die Herabsetzung
der Altersgrenzen
Für eine Direktausbildung Psychothe-
rapie und eine damit verbundene He-
rabsetzung der Altersgrenzen sprechen
sich Univ. Doz. Dr. Jutta Fiegl, Pro-
rektorin der Sigmund Freud Universität
Wien, und Univ. Prof. DDr.Bernd Rieken,
Studiengangsleiter Individualpsycho-
logie aus. In meinen Anmerkungen
beziehe ich mich auf den angeführten
Artikel von Rieken und eine Ergeb-
nispräsentation von Fiegl, da mir die
Originalarbeit nicht vorliegt.

Grundsätzlich muss natürlich darauf
hingewiesen werden, dass Privatuni-
versitäten, deren Finanzierung auf
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Studiengebühren (SFU: 6.500.-€/Se-
mester) beruht, ein ökonomisch be-
gründetes Interesse an vielen zahlen-
den 18-jährigen StudentInnen haben,
denen man bei Wegfall der Alters-
grenzen in Aussicht stellen könnte,
dass sie nach Beendigung des 3-jäh-
rigen Baccalauriats nicht nur ein Mas-
terstudium, sondern auch ein Fach-
spezifikum absolvieren können. Na-
türlich haben auch Fachspezifika und
andere Privatuniversitäten gewisse
wirtschaftliche Interessen, diese stehen
aber nicht in Konflikt mit den hier be-
handelten Eckpunkten des Psycho-
therapiegesetzes und diese sprechen
sich auch nicht dezidiert für eine He-
rabsetzung des Mindestalters aus.

Davon unabhängig kann man dem Er-
gebnis der Studie, dass bestimmte
persönliche Voraussetzungen für den
psychotherapeutischen Beruf sich
wahrscheinlich schon viel früher aus-
bilden, durchaus zustimmen. Trotzdem
macht es einen Unterschied, ob jemand
bereits vor Beginn der Psychotherapie
Ausbildung im engeren Sinne gewisse
Entwicklungsschritte in Hinblick auf
Autonomie und Unabhängigkeit be-
wältigt hat oder diese erst nach der
beruflichen Festlegung und in der Ar-
beit mit PatientInnen erwerben muss.
In der Studie selbst wird erwähnt,
dass unter 24 Jahre alte Studierende
weniger realistisch in der Einschätzung
zukunftsbezogener Situationen sind,
dafür aber besser im Hier und Jetzt,
im Beziehungsgeschehen usw. seien
und die Lebenserfahrung aufgrund
der Offenheit und Neugierde kompen-
sierbar sei. Es kann aber im Interesse
von PatientInnen nicht darum gehen,
dass bestimmte Fähigkeiten kompen-
sierbar sind, sondern darum, optimale
Voraussetzungen für eine verantwor-
tungsvollen Umgang mit PatientInnen
zu gewährleisten. Wenn man darüber
hinaus von  der Definition der Psy-
chotherapie als gezielter Heilbehand-
lung ausgeht, impliziert diese Definition
gerade die Fähigkeit zukunftsbezogene
Situationen (wie z.B. bestimmte Aus-

wirkungen der psychotherapeutischen
Behandlung) realistisch einschätzen
zu können und so auch die Folgen
des eigenen Handelns abschätzen zu
können.  Ebenso ist das Argument
der "Bereitschaft" zur Reflexion nicht
ausreichend, da es aufgrund der mit
dem Beruf einhergehenden Verant-
wortung  vielmehr der Fähigkeit zur
Reflexion, eines gewissen Ausmaßes
an (Frustrations-)Toleranz und Geduld
bedarf. Wollen und Können sollte in
diesem Kontext nicht unkritisch ver-
mengt werden.

Direktstudium Psychotherapie?

Das Modell der Quellberufe hat sich
auch deshalb bewährt, da die Mög-
lichkeit gegeben ist, den klinisch-psy-
chotherapeutischen Beruf auch wieder
verlassen zu können bzw. das Ausmaß
der Berufstätigkeit zu reduzieren, wenn
diese  Arbeit in einer bestimmten Le-
bensphase als zu belastend oder frus-
trierend erlebt wird. Mit der Herab-
setzung der Altersgrenze wird dem
Direktstudium Psychotherapie der Weg
„geebnet“, dessen langfristige Kon-
sequenzen zu bedenken sind. Gerade
wenn diese Entscheidung schon in
der Adoleszenz getroffen und erst spä-
ter eine tiefer gefühlte Unsicherheit
mit dem belastenden Beruf erlebt
wird, besteht kaum mehr eine realis-
tische Möglichkeit zur Revision dieser
Entscheidung. Es kann nicht im Pa-
tientInnen-Interesse sein, wenn Psy-
chotherapeutInnen über ihre gesamt
beruflich aktive Zeit hinweg, keine
bzw. wenig Möglichkeiten zur berufli-
chen Anpassung und Veränderung ha-
ben. Gleichzeitig kommt der Beruf der
PsychotherapeutIn dem Bedürfnis der
Adoleszenten entgegen, die dem Alter
entsprechende Befangenheit verbun-
den mit Selbstsuche in ihren vielen
Selbstzweifeln und „Kleinheitsgefüh-
len“ mittels eines solchen „grandiosen“
Berufs-Entschlusses abwehren zu
können. Wenn man nun einen derartig
grandios-konnotierten Beruf zugesi-
chert und angeboten bekommt, so

werden sich viele im MaturantInnen-
alter zu dieser Studien-Entscheidung
verführen lassen. Hier gilt es den Be-
rufsgruppen-orientierten Wert der
„Erstidentität“ dem PatienntInnen ori-
entierten Wert des professionellen,
belastbaren und engagierten Dialoges
gegenüber zu stellen

Ich möchte mit diesem Beitrag eine
Diskussion zum Thema innerhalb der
Berufsgruppe eröffnen, da die kolpor-
tierte Aussage, dass sich die Berufs-
gruppe für eine „Akademisierung“ der
Psychotherapie ausspricht und sich
die Herabsetzung der Altersgrenzen
aus dieser Entscheidung „zwangsläu-
fig“ ergibt, für sachlich nicht gerecht-
fertigt halte. 

Mag.ª Doris Beneder 
Psychotherapeutin, Supervisorin, 

Vorsitzende des Ausbildungs- und
Methodenforum des ÖBVP (AMFO)
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ERHÖHUNG DES 
ZUSCHUSSES FÜR 
PSYCHOTHERAPIE

Peter Stippl

Zuschuss der Bauernkrankenkasse seit 01.01.2016 auf 50,00 € angehoben
Unser Ziel: Weitere Krankenkassen sollen dem Beispiel folgen

Christa Pölzlbauer

Liebe Mitglieder,
gerne möchten wir Sie über unsere Be-
mühungen um die Erhöhung des Zu-
schusses für Psychotherapie informieren.
Wir haben die Kontakte zu den Ent-
scheidungsträgern erweitert und inten-
siviert, um eine einheitliche Zuschuss-
regelung von zumindest 40,00 € zu er-
reichen.  

Wir freuen uns über die Erhö-
hung des Zuschusses der
SVB (Bauernkrankenkassa)

ab 01.01.2016 auf 50,00 €. (Nach Abzug
des Selbstbehaltes bleiben 40,00 €). 
Unser Ziel ist es, auch die Gebiets-
krankenkassen dazu zu bewegen, den
Zuschuss auf 40,00 € zu erhöhen.

Derzeitige Zuschüsse 
einiger Krankenkassen:

Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter (BVA)                        40,00 €
Versicherungsanstalt für Eisenbahnen
und Bergbau (VAEB)                     28,00 €
Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern (SVB)                                  50,00 €
Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft (SVA)    21,80 €
Gebietskrankenkassen (GKK)     21,80 €

Was wir für die 
Zuschusserhöhung tun
Um weiterhin für Bewegung in dieser
alten Frage zu sorgen, setzen wir auf
öffentliche Aufmerksamkeit sowie auf
gute Vernetzung mit den relevanten

politischen Entscheidungsträgern. Wir
haben daher unsere Öffentlichkeits-
arbeit deutlich verstärkt, so dass Prä-
sident Peter Stippl mit unseren be-
rufspolitischen Anliegen sowohl in der
Öffentlichkeit als auch bei den Ge-
sundheitspolitikern wahrgenommen
wird. 

Was wir bereits erreicht haben
:: Starke Medienpräsenz 
   der Psychotherapie
:: Intensive Kontakte zu den 
   Entscheidungsträgern
:: Schrittweise Erhöhung der Zu-
   schüsse bei den einzelnen Kassen
:: Öffentliche Diskussion um die 
   Belastung des Pensionssystems 
   durch psychische Erkrankungen 

UNSERE KERNBOTSCHAFTEN

Status quo ist sozial ungerecht
Die Zuschüsse der Gebietskranken-
kassen wurden seit 1992 nicht ange-
passt. Die zu hohen Kosten führen
zur sozialen Benachteiligung von Pa-
tientInnen mit geringerem Einkommen.
Frauen sind zudem besonders betrof-
fen – dies zeigt etwa die doppelt so
hohe Anzahl an Krankenstandstagen.
Gerade wenn man die Unterschiede
in der Höhe des Zuschusses je Sozi-
alversicherung betrachtet wird deutlich,
wie ungerecht der Status quo ist. Wäh-
rend die Sozialversicherung der Bauern
50,00 € und die BVA 40,00 € rückver-
güten, bleibt es bei den Gebietskran-

kenkassen, und somit der Mehrheit
aller Versicherten, noch immer bei
21,80 €.

Psychische Erkrankungen 
verursachen Kosten in 
Milliardenhöhe
Psychische Erkrankungen führen zu
starken finanziellen Belastungen des
Staates und der Wirtschaft. Die durch
Krankenstände verursachten Kosten
für Unternehmen betragen 1,5 Mrd.
€ (9,4 % aller Krankenstandstage we-
gen psychischer Erkrankungen). Be-
reits rund 40 % der Invaliditätspen-
sionen und 60 % der Ansprüche auf
Rehabilitationsgeld werden wegen psy-
chischer Erkrankungen zuerkannt.
Dem gegenüber werden derzeit le-
diglich 21 Mio. € für Zuschüsse für
Psychotherapie aufgewandt. Eine Zu-
schusserhöhung würde  die vermehrte
Inanspruchnahme der Psychotherapie
ermöglichen und damit sowohl die
Krankenstände als auch die Frühpen-
sionierungen reduzieren.  
Der internationale Vergleicht zeigt: In
Deutschland und in der Schweiz sind
etwa 3% der Bevölkerung in Behand-
lung in Österreich nur 0,8%. 

Dr.in Christa Pölzlbauer 
Vizepräsidentin & Kassierin des ÖBVP 

Dr. Peter Stippl 
Präsident des ÖBVP



PSYCHOTHERAPIE IST EIN ZEIT-
LICH BEGRENZTER PROZESS

Die professionelle Beziehungs-
gestaltung zwischen Therapeu-
tIIn und PatientIn schließt emo-

tionale Bindungen, Übertragungs- und
Gegenübertragunsphänomene nicht
aus. Es liegt in der Verantwortung der
TherapeutIn, vor allem emotionale Ab-
hängigkeiten zu vermeiden und immer
wieder zu achten, dass die psycho-
therapeutische Beziehung eine Ar-
beitsbeziehung ist und bleibt.

Bei der PatientIn können positive Ge-
fühle wie Zufriedenheit und Dankbarkeit
aufkommen, aber auch Trennungs-
und Verlustängste besonders bei vo-
rangegangenen und nicht bewältigten
Verlusterfahrungen. Der Ablösungs-
prozess möge daher behutsam und
ethisch verantwortungsvoll gestaltet
werden. Aber auch die TherapeutIn ist
nicht vor unterschiedlichen Emotionen
geschützt.

Schon während des Therapieverlaufes
ist es empfehlenswert, immer wieder
eine Zwischenbilanz über die gemein-
sam erarbeiteten Ziele, Erwartungen
und Veränderungen zu ziehen.

Wie nähert sich nun ein 
psychotherapeutischer Prozess
dem Ende?
Es gibt im Wesentlichen zwei wichtige
Punkte, die in der Abschlussphase zu
beachten sind:
   1) Bestimmung des Zeitpunktes
   Im Idealfall wird das bevorstehende
   Ende der Therapie synchron „einge-
   leitet“, wenn das gemeinsam erar-
   beitete Therapieziel und damit eine
   Stabilisierung erreicht ist.
   Der Zeitpunkt für das abschließen-
   de Gespräch sollte jedoch einige

  oder mehrere Sitzungen vorher fixiert 
   werden.

   2) Besprechnung der Vorbereitung
  auf ein Ende 

   Oberstes Ziel ist es, dass die PatientIn
   auf ein Leben ohne therapeutsiche
   Hilfe vorbereitet ist.

Dazu sollten folgende Punkte
positiv belegt sein:
:: Die gemeinsam im Vorfeld 
   festgelegten Ziele wurden 
   (großteils) erreicht.
   
:: Die PatientIn hat in der Therapie 
   die Fähigkeiten in Richtung 
   Selbsbeobachtung, Selbstkontrolle,
   Selbstbewertung und Selbstver-
   stärkung erlernt.

:: Die PatientIn kann ihr Leben in 
   ihrem Kontext eigenverantwortlich 
   und ohne Hilfe der TherapeutIn 
   bewältigen, Veränderungen und 
   Fortschritte in ihren Alltag 
   integrieren.

:: Transfer-Strategien der in der 
   Therapie erlernten Methoden und 
   skills auf neue und/oder unerwar-
   tete Situationen, um diese kognitiv 
   und emotional besser verarbeiten 
   zu können

:: Die PatientIn kann den Fokus 
   auf ihre Ressourcen lenken und 
   diese umsetzen und auf ihre 
   Stärken zurückgreifen.

:: Erstrebenswert ist der Erwerb von 
   ausreichender Autonomie/ Selbst-
   management, um mit Konflikten, 
   Problemen und Stress  umgehen 
   zu können.

:: Szenarisches Durchdenken 
   möglicher zukünftiger kritischer 
   Situationen und deren Umgang mit 
   ausreichender Information über 
   eine Rückfallprophylaxe

:: Erkennen von Frühwarnzeichen 
   und rechtzeitiges Einsetzen eines 
   „Erste Hilfe Koffers“: Verfügbarkeit 
   über Coping-Strategien und deren 
   Anwendung

:: Wichtig ist weiters, die PatientIn zu 
   einer rechtzeitigen Kontaktaufnah-
   me zu ermutigen, damit eine 
   Wiederaufnahme der Therapie 
   erfolgen kann, jedoch zu verstehen 
   geben, dass es keine private 
   Beziehung geben wird.

Im Abschlussgespräch sollte auch
Raum sein, dass über die gemeinsame
Arbeit, Erfahrungen, erfüllte und viel-
leicht auch nicht zufriedengestellte
Erwartungen der PatientIn an die The-
rapie gesprochen wird. Ebenso ist es
ratsam, gemeinsam den Therapiepro-
zess zu reflektieren.

KATAMNESE
Fast ausschließlich in stationären Ein-
richtungen werden katamnestische
Erhebungen zur Evaluation über Fort-
schritte und/oder eventuelle Rück-
schritte nach dem Ende der Therapie
durchgeführt.

Gelegentlich kommt es vor, dass ent-
weder die PatientIn oder die Thera-
peutIn die Therapie beenden wollen,
bevor oder unabhängig davon, ob das
Therapieziel erreicht wurde:

Beenden der Therapie 
durch die PatientIn
:: Die PatientIn meint, sie sei 
   symptomfrei oder ist mit der 
   TherapeutIn und/oder der Therapie 
   nicht zufrieden und möchte die 
   Therapie beenden. 
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WENN EINE PSYCHOTHERAPEU-
TISCHE BEZIEHUNG ZU ENDE GEHT...
Praxisnotizen vom Berufsethischen Gremium (BEG) 

Ulrike Marecek
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:: Die TherapeutIn sieht das anders 
   und fühlt sich noch verantwortlich 
   für die PatientIn oder fühlt sich 
   „schuldig“, nicht entsprochen 
   zu haben. 
:: Die PatientIn bricht die Therapie 
   plötzlich ab – was ist zu tun? 
   Wünschenswert ist immer ein 
   klärendes Gespräch über die 
   Gründe der Beendigiung oder 
   des Abbruchs zu führen. 
:: Wie dem auch sei - die TherapeutIn
  muss den Wunsch der PatientIn 

   respektieren und ihr die freie 
   Entscheidung zugestehen.
:: Die TherapeutIn sollte den Ablauf 
   der Therapie reflektieren und 
   gegebenenfalls mit einer 
   SupervisorIn besprechen.

Beenden der Therapie 
durch die TherapeutIn
Umgekehrt ist es ebenso möglich,
dass die TherapeutIn, aus welchen
Motiven immer, die Therapie beenden
möchte oder muss. Es ist wichtig, dies
der PatientIn klar und einfühlsam zu
vermitteln und therapeutische  Mög-
lichkeiten sicherzustellen oder Hilfe-
stellung für anderweitige soziale Un-
terstützung anzubieten.

Beenden der Therapie in 
beiderseitigem Einverständnis
Es kann auch sein, dass eine Therapie
aus einem ganz anderen Grund zu
Ende geht: z. B. Wenn Beide – Thera-
peutIn und PatientIn eine Fortsetzung-
der Therapie in gemeinsamer Weise
für nicht sinnvoll erkennen, ist ein
Therapeutenwechsel offen zu bespre-
chen.

Beenden der Therapie 
durch den Kostenträger
Bereits zu Beginn jeder Therapie sollte
die PatientIn über die Vorgangsweise
betreffend Bewilligung eines zusätzli-
chen Stundenkontingentes seitens der
jeweiligen Krankenkasse informiert
werden.

Zum Schluss soll noch hingewiesen
werden auf die verbindliche ethische
Richtlinie des Berufskodex des BMG,
die für alle in der Liste des BMG ein-
getragenen PsychotherapeutInnen und
für alle PsychotherapeutInnen in Aus-
bildung unter Supervision gilt:
„Aus den bisherigen Ausführungen
und unter Kenntnisnahme internatio-
naler Empfehlungen kann angenom-
men werden, dass ein allfälliges Ein-

gehen einer nicht-therapeutischen Be-
ziehung mit der ehemnaligen Patientin
oder dem ehemaligen Patienten vor
Ablauf von zumindest zwei Jahren ab
dem Ende der Psychotherapie kein
vertrauenswürdiges Verhalten der An-
gehörigen des psychotherapeutischen
Berufes darstellen würde.“ Berufskodex
2012,III,10

Mag.a Ulrike Marecek 
Psychotherapeutin, 

Mitglied des BEG im ÖBVP
Mitglied der Ethik-, Beschwerde- 
und Schlichtungsstelle des OÖLP
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Praxissoftware

Therapie

DIE PERFEKTE IT-LÖSUNG
für PsychotherapeutInnen und PsychologInnen

Erleichtert Ihre tägliche Arbeit praxisbezogen 
und benutzerfreundlich!

Für jeden Bedarf das passende Produkt

eMedicus Zentrum
Die Lösung für Therapiezentren und Gruppenpraxen.

eMedicus Complete
Das Programm für alle Fälle.

eMedicus Basic
Einsteiger sind hier bestens aufgehoben.

eMedicus MiniPraxis
Die günstige Alternative für die kleine Praxis.

M e r t z   C o n s u l t
3032 Eichgraben, Herrenhofstraße 46

Telefon: 0676 / 40 40 359, Fax: 02773 / 421 53
eMail: office@eMedicus.at

F o r d e r n   S i e   u n v e r b i n d l i c h   u n s e r e  I n f o m a p p e   a n !
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Dies ist ein ganzheitlicher, innovativer, hochwirksamer An-
satz, der emotionale Stresszustände reduziert bzw. auflöst.
Sie verwendet Techniken aus Hypnose, Verhaltenstherapie,
Akkupressur, EMDR, sowie der angewandten Kinesiologie.
Nachhaltige, stabile klinische Erfolge sind bei verschiedens-
ten Symptomen und Befindlichkeitsstörungen erzielt wor-
den. (z.B. Stress, Ärger, Wut, Trauer, Schuldgefühle, Ängsten,
Panikattacken, Phobien, traumatische Erfahrungen, etc..)  

Das Curriculum besteht aus 5 Seminaren, einem verpflich-
tenden Praxistag und einer Prüfung im letzten Seminar. Die
Seminare gelten anerkannterweise als Fort- bzw. Weiterbil-
dung im Rahmen der Psychologie und Psychotherapie.

Veranstaltungsort Günserstr. 70, 2700 Wr. Neustadt, N.Ö.
Auf Anfrage besteht die Möglichkeit die Seminare 
auch andernorts innerhalb Österreichs abzuhalten. 

Voraussetzung hierfür: Mindestteilnehmerzahl 6-8 Personen, 
geeigneter Raum, Parkplatz für ein Wohnmobil

Vortragende Dr. Roswitha Dehu
klin. Psychologin, Verhaltenstherapeutin

Kontaktmöglichkeiten:
Tel.: +43 676/ 30 30 30 5, Email: r.dehu@gmx.at

www.emt-we.jimdo.com , www.psychotherapie-hypnose.at

NEUROSOMATISCHEN 
STIMULATION
(TRAUMATHERAPIE) 

NACH DR. FRED GALLO
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SCHLUSS MIT DER GRATISARBEIT 
IM PRAKTIKUM!

AusbildungsteilnehmerInnen fordern finanzierte 
Praktikumsplätze – allerdings nicht um jeden Preis

Gerhard Bruckner

Julia Rohner

In der zweiten Novemberhälfte 2015
führte das KandidatInnenforum (KFO)
des ÖBVP eine Online-Umfrage zum

fachspezifischen Praktikum durch. Im
Zuge der zahlreichen Diskussionen um
die mögliche Novellierung des Psycho-
therapie-gesetzes, kam auch in unserem
Gremium die Frage auf, ob die 550 Stun-
den des fachspezifischen Praktikums
durch eine Gesetzesänderung als Ar-
beitsverhältnis definiert werden soll -
analog zu der im Psychologengesetz
2013 formulierten Lösung für die Prak-
tika der Gesundheits- und klinischen
Psychologie. Als VertreterInnen der
KandidatInnen entschieden wir uns
dafür, ein möglichst breites Stim-
mungsbild unserer Basis einzuholen,
um dann möglichst die Anliegen der
Mehrheit in den berufspolitischen Gre-
mien vertreten zu können.

Als Kernfrage der Online-Umfrage
hatten wir formuliert, ob
:: wir uns dafür einsetzen sollen, dass
Pflichtpraktika im Fachspezifikum mit
der bevorstehenden Gesetzesänderung
nur noch im Rahmen von bezahlten Ar-
beitsverhältnissen angerechnet werden
oder
:: auch weiterhin unbezahlte Pflicht-
praktika anrechenbar sein sollen, bis
berufspolitische Maßnahme zur Si-
cherung und Finanzierung von bezahl-
ten Praktikumsplätzen gefunden sein
werden und greifen werden.
Von den geschätzten 2.800 Kandida-
tInnen im Fachspezifikum österreich-
weit nahmen 443 an der Umfrage teil.
Plus den bereits graduierten Teilneh-
merInnen und jenen im Propädeutikum
haben insgesamt 582 Personen zwi-

schen 13.11. und 07.12.2015 die Fragen
unserer Kurzumfrage beantwortet.

Klare zwei Drittel der Befragten spra-
chen sich dafür aus, mit der Forderung
nach Praktika als Arbeitsverhältnisse
abzuwarten, bis die Berufspolitik Maß-
nahmen ausgearbeitet hat, die helfen
sollen, dass das Angebot von Prakti-
kumsplätzen nicht unter einer solchen
Lösung auf Gesetzesebene leidet. Für
diese Option standen tendenziell eher
jene KollegInnen, die erst einen Teil
der vorgeschriebenen Praktika absol-
viert haben und jene in der Alters-
gruppe der über 40 Jährigen. Je nach
Fachspezifika waren die Präferenzen
zwar unterschiedlich, aber bei allen
gab es eine klare Mehrheit von mehr
als 50% der Befragten, die dafür plä-
dierten noch abzuwarten.

Als ausschlaggebend für die Entschei-
dung, abwarten zu wollen, stellte sich
vor allem die Sorge um die Anzahl der
Plätze, lange Wartezeiten und damit
eine signifikante Verlängerung der ge-
samten Ausbildung heraus: „Da es
bereits die PsychologInnen, nach der
Umstellung auf Praktika nur mehr im
Arbeitsverhältnis, sehr schwer haben
überhaupt so einen Platz zu finden,
und gleichzeitig das Gesundheitswesen
an allen Ecken einspart, glaube ich
nicht, dass dann für Psychotherapeu-
tInnen zusätzlich notwendige bezahlte
Praktikaplätze geschaffen werden.“
Das “Praktikum als Arbeitsverhältnis”
forderten vor allem jene, denen eine
faire Entlohnung ihrer Leistung bzw.
Anerkennung und Wertschätzung wich-
tig war: „Ich absolvierte ein 4-monati-

ges Praktikum und arbeitete nach der
Eingewöhnungsphase täglich 8 Stunden
als Psychotherapeutin - unbezahlt!“.
Weiters wäre eine solche Lösung wich-
tig, um die eigene Existenz während
des Praktikums zu sichern und si-
cherzustellen, dass unbezahlte Prak-
tikantInnen nicht für den Systemerhalt
missbraucht oder ausgebeutet werden.
Ebenso würde es eine Stärkung des
Berufsstandes bedeuten.

Insgesamt spricht sich also eine große
Mehrheit für ein Abwarten aus. Gleich-
zeitig plädieren nahezu alle dafür, dass
rasch an einer Lösung für bezahlte
Praktika gearbeitet werden soll. Dieses
Ergebnis floss auch in eine Stellung-
nahme des KFO ein, die noch im De-
zember 2015 an das Gesundheitsmi-
nisterium erging.

Dieses Papier formuliert den Standpunkt
des KFO, das die Anliegen der Ausbil-
dungsteilnehmerInnen von 32 Fachspe-
zifika vertritt, bezüglich der im aktuellen
Regierungsprogramm angekündigten
Reform der Psychotherapieausbildung.
Wichtige Punkte darin sind
:: eine sinnvolle Akademisierung 
   der Psychotherapieausbildung per 
   se als eigenständiges ordentliches 
   Studium
:: die befristete Eintragung von 
   PsychotherapeutInnen in 
   Ausbildung unter Supervision 
   auf die Liste des BMG
:: bezahlte Praktika im 
   Fachspezifikum
:: eine Vertretung der Ausbildungs-
   kandidatInnen im Psychotherapie-
   beirat
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:: ein kritischer Blick auf die soziale 
   Selektion angehender Psychothe-
   rapeutInnen durch hohe Ausbil-
   dungskosten
Soweit wir wissen, erfolgte eine der-
artige Befragung der KandidatInnen
zum ersten Mal, und wir sind aufgrund
der unglaublich hohen Anzahl der
Rückmeldungen davon überzeugt, dass
es Sinn macht, auf direktem Weg die
Meinung der Basis einzuholen und un-
sere Arbeit danach auszurichten.

Wichtig ist, dass das Ergebnis unserer
Umfrage nicht liegen bleibt, sondern
aktiv aufgegriffen und der Dialog mit
den Praktikumsanbietern - vor allem

mit den Krankenhausträgern - begon-
nen wird. Dies sehen wir als besondere
Herausforderung an, da unsere Be-
rufsgruppe im klinischen Bereich oft-
mals nur indirekt vertreten ist. Weiters
ist dies ein Auftrag an den Berufsver-
band, klare erkennbare Schritte in die
Richtung eines solchen Dialogs zu set-
zen. In Anbetracht der kommenden
Präsidiumswahlen im ÖBVP empfänden
wir es als stimmig, wenn dort ein ent-
sprechendes Signal gesetzt werden
könnte.

Für 2016 ist eine umfangreiche öster-
reichweite KandidatInnenumfrage zu
den Themen Qualität der fachspezifi-

schen Ausbildung, Rahmenbedingun-
gen im Praktikum, Arbeit in der Praxis,
Berufspolitisches und Lebenssituation
geplant. Wir hoffen auf zahlreiche Teil-
nahme!

Gerhard Bruckner 
Informatiker, personzentrierter 

Psychotherapeut seit März 2015,
KandidatInnenvertreter 

im Vorstand des WLP

Julia Rohner 
Marktforscherin, Psychotherapeutin

in Ausbildung unter Supervision (Ge-
stalttheoretische Psychotherapie), 

KandidatInnenvertreterin der ÖAGP

Was waren Ihre Schwerpunkte
und Highlights im Jahr 2015? 
Nachdem viele Jahre die psychische
Gesundheit der Kinder im Vergleich
zur allgemeinen Gesundheitsversor-
gung in Österreich vernachlässigt wur-
de, freuen wir uns über Zuwächse an
vollfinanzierten Psychotherapieplätzen
für Kinder in vielen Bundesländern.
Die Erleichterungen spüren die Kinder
und deren Eltern vor allem durch einen
verbesserten Zugang zur Psychothe-
rapie. 

Welche Aktivitäten setzt Ihre 
Organisation zur Förderung der
gesundheitlichen Chancenge-
rechtigkeit bei Kindern und 
Jugendlichen? 
Der Österreichische Bundesverband
für Psychotherapie kritisiert, dass es
keine Gleichbehandlung für alle Kinder
und Jugendliche gibt. Im Bedarfsfall
brauchen Österreichs Kinder Glück,
im richtigen Bundesland zu leben, bei
der richtigen Sozialversicherung zu
sein oder vermögende Eltern zu haben.

Die Frage nach der (richtigen) Versi-
cherung entscheidet, ob Eltern sich
die notwendige Psychotherapie ihres
Kindes leisten können. Sachleistungs-
plätze sind oft knapp und Wartezeiten
lang. Der Zuschuss zur Psychotherapie
ist mit Ausnahme der BVA und VAEB
seit 25 Jahren nicht mehr angehoben
worden. Der ÖBVP bemüht sich daher
um eine bedarfsgerechte und leistbare
Versorgung für alle. 

Wo geht die Reise 
im Jahr 2016 hin?
Umgesetzt wird 2016 eine einheitliche
Schwerpunktliste für Säuglings-, Kin-
der und Jugendlichenpsychotherapie.
Damit entsteht eine wichtige und lange
geforderte Orientierungshilfe für Fa-
milien und für alle zuweisenden Stel-
len. Es ist zu gewährleisten, dass alle,
die Psychotherapie suchen, möglichst
ohne Irrwege eine adäquate Behand-
lung finden. Gleichzeitig bringt die
Ausweisung des Schwerpunktes eine
zusätzliche Qualitätssicherung mit
sich. 

Die psychische Gesundheit von Kindern
berührt viele Themen, welche Psy-
chotherapeutInnen in Österreich auf-
greifen und in Zusammenarbeit mit
verschiedenen Professionen gemein-
sam bewältigen möchten. Die großen
Themen des letzten Jahres werden
uns auch in Zukunft fordern. Terror
und die Ängste der Erwachsenen be-
lasten die Kinder zunehmend. Wir
brauchen zudem Möglichkeiten, junge
MigrantInnen und Flüchtlinge verstärkt
in die psychotherapeutische Versor-
gung aufzunehmen. Gute Rahmenbe-
dingungen und Strategien sind auch
dort gefordert, wo Minderjährige ge-
sellschaftlichen und familiären Kon-
flikten sowie Armut ausgesetzt sind. 
Den ganzen Bericht finden Sie online
unter: http://www.kinderjugendge-
sundheit.at/uploads/Liga_Bericht_2015
_web.pdf 

Mag. Karl-Ernst Heidegger, 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-

therapeut, Vizepräsident ÖBVP

UNSER BEITRAG IM JAHRESBERICHT 
DER LIGA FÜR KINDER- UND JUGEND-
GESUNDHEIT 2015

Für den jährlichen Bericht wurden uns drei Fragen 
zur Kinder- und Jugendlichenversorgung gestellt.  

Karl-Ernst Heidegger



04.12.2015                             APA-OTS
PsychologInnen und Psychothera-
peutInnen unterstützen das Open 
Innovation Projekt "Reden Sie mit!"

10.12.2015                             Radio Ö1
Preisschilder des Seelenheils: Der
Kampf um die Psychotherapie auf Kran-
kenschein - Dr. Stippl im Interview 

12.12.2015                                 Kurier
Psychotherapie und Antidepressiva
wirken gleich gut 

16.12.2015                       Puls 4 News
Psychische Erkrankungen: 
Eine Million Menschen betroffen

26.12.2015                          ORF, ZIB 1
Kaum Kassenzuschüsse für Psycho-
therapie - Dr. Stippl im Interview

01.01.2016               ORF, Wien heute
Wie geht man mit Ängsten um? 
Dr. Stippl live im Studio

09.02.2016                             APA-OTS
Psychotherapie wird erschwinglich -
aber nur für manche Versicherte 

09.02.2016    Ö1, Journal Panorama
Tell me your story - Nachkommen
von NS Opfern und -Tätern im Dialog

10.02.2016                          ORF, ZIB 2
Massiver Anstieg 
psychischer Erkrankungen

11.02.2016            ORF, heute mittag
Mehr Krankenstände 
wegen Depressionen

Ausgabe 08/2016                     TREND
Die teuren Psycho-Invaliden

26.02.2016                          Die Presse
Das greift einfach anders

26.02.2016                     Der Standard
Psychisch krank: Unmittelbare 
Kosten bei 850 Millionen Euro 

01.03.2016                         Die Presse
Kostenfrage Psychotherapie 
(Gastkommentar von Dr. Stippl)

Alle Artikel finden Sie unter www.psychothe-
rapie.at/presse-pr/presseaktivitaeten-2016
bzw. unter Presse-Archiv sowie zum Teil auf
unserer Facebook-Seite zum Nachlesen! 

PRESSE-
AKTIVITÄTEN
Dezember 2015 – März 2016
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Die Kommission Psychotherapie
in Institutionen organisiert nun
schon zum dritten Mal eine Ta-

gung zur aktuellen Situation der Psy-
chotherapie in Institutionen, sowie den
Rahmen- und Arbeitsbedingungen für
PsychotherapeutInnen in Institutionen.
Nach Linz im Herbst 2012 und Wien
im Frühling 2014 findet die dritte Ta-
gung nun im Herbst 2016 in Innsbruck
statt.
Der Schwerpunkt dieser Tagung liegt
bei der Psychotherapie in Kranken-
anstalten.  Dazu gewähren uns zu Be-
ginn 2 KollegInnen, die schon lange
im Krankenhaus tätig sind, Einblicke
in ihren Arbeitsalltag unter dem Ge-
sichtspunkt „Wie kann die Psychothe-
rapie in Krankenanstalten zum Blühen
gebracht werden?“
Der zweite Vortrag am Vormittag steht
unter dem Titel „Die Spaltung zwischen
Psyche und Soma“, wo es  um das
große Thema „Psychosomatik“ geht.
Zum Stellenwert der Psychotherapie
in Krankenanstalten und „Was ist uns
die Psychotherapie wert? Stellenwert
– Mehrwert – Selbstwert“ diskutiert
im Anschluss ein hochkarätiges Po-
dium unter der Moderation von Dr.
Elisabeth Zanon (langjährige ehemalige
Gesundheitslandesrätin von Tirol). Ne-
ben den Primarii und Klinikchefs von
einzelnen Organisationseinheiten, wer-
den auch die Personaldirektion und
der Betriebsrat zu Wort kommen. Die
Sichtweise der PsychohterapeutInnen
werden unter anderem die Vorsitzende
des TLP Dr. Verena Berger-Kolb sowie
Mag. Marina Gottwald (Mitglied der
Kommission) einbringen.
Der Nachmittag ist dem Thema „Psy-
chotherapie – Psychiatrie – Psycholo-
gie“ gewidmet. Nach einem spannen-
den Kurzfilm, der von Ausbildungs-

kandidatInnen zusammen mit Schü-
lerInnen gemacht wurde, diskutieren
der  Präsident der Österreichischen
Arbeiterkammer (Dr. Artur Wechsel-
berger), die Präsidentin des Berufs-
verbandes Österreichischer Psycho-
loginnen (Mag.ª Dr.in Sandra Lettner),
sowie unser Präsident Dr. Peter Stippl
über die Differenzen, Abgrenzungen,
Überschneidungen, Ergänzungen bis
hin zum Nützen von Synergien der
drei  Disziplinen Psychotherapie, Psy-
chiatrie und Psychologie. Ein breites
Spannungsfeld im klinischen Alltag.
Eine spannend aufbereitete Zusam-
menfassung sowie Zukunftsperspek-
tiven der Kommission setzen den
Schlusspunkt dieser Veranstaltung.

Mag.a Barbara Haid
MSc Psychotherapeutin im LKH Hall,

Erziehungswissenschafterin, 
Mitglied der Kommission Psycho-
therapie in Institutionen des ÖBVP 

TAGUNG
„Psychotherapie in Institutionen – 
Der Stellenwert der Psychotherapie 
in Krankenanstalten“

Barbara Haid

Anmeldungen sind ab sofort möglich 
bei Mag.ª Barbara Zsivkovits

per E-Mail: tagung@psychotherapie.at 
Kosten: (einschließlich Kaffeepausen

und Mittagessen): 
€ 30,– für Mitglieder 

€ 40,– für Nicht-Mitglieder
€ 20,– für AusbildungskandidatInnen

14. Okt. 2016 
9.00 bis 17.00 Uhr

Innsbruck, Hypo Center 
(Tschamlerstraße, Hypo Passage 2)

Die Tagung ist vom ÖBVP zertifiziert.
Anrechnung: 9 Arbeitseinheiten für die

psychotherapeutische Fortbildung  
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DIE UNTERSCHIEDLICHEN 
DIMENSIONEN VON BEHINDERUNG –
Für ein notwendiges Verständnis von 
Behinderung in der Psychotherapie

NIn den letzten Wochen war in
den Medien das Thema Be-
hinderung verstärkt präsent.

Es ging dabei um das Auslaufen der
Übergangsfristen des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes und der damit
verbundenen Verpflichtung, dass alle
öffentlichen Dienstleistungen nun bar-
rierefrei zugänglich sein müssen.  
Neben den formalen Fragen nach Bar-
rierefreiheit von Psychotherapie, um
den Zugang zu diesem Angebot für
Menschen mit Behinderung zu sichern,
gibt es jedoch darüber hinaus die
zwingende Notwendigkeit, sich grund-
sätzliche Gedanken über die unter-
schiedlichen Dimensionen von Behin-
derung zu machen. Denn nur mit einer
ausreichenden Reflexion über dieses
Thema ist auch eine angemessene
Therapie von Menschen mit Behinde-
rung möglich. Da dann die Komplexität
der alltäglichen Situation von behin-
derten Menschen verständlicher wird,
kann so erst sichtbar gemacht werden,
welche Themen in der Therapie auf
welche Art und Weise mit Behinderung
zu tun haben. 

Ich greife hier in abgewandelter und
extrem verkürzter Form einen Zugang
zu diesem Thema auf, den ich in mei-
ner Masterthese zum Abschluss der
Psychotherapieausbildung ausführlich
beschrieben habe.1 Es geht um die
verschiedenen Aspekte von Behinde-
rung, die in Summe als Ganzes erst
ein Verständnis für die Vielschichtigkeit
des Themas Behinderung möglich
machen. 

Körperliche Dimension 
von Behinderung
In der Regel wird Behinderung zu-
nächst einmal als ein physiologisches

Phänomen gesehen. Die Behinderung
„sitzt“ im Körper und besteht darin,
dass ein Teil des Körpers nicht der
Norm entspricht. Behinderung ist für
viele Menschen ausschließlich eine
medizinische Diagnose, die anhand
entsprechender ärztlicher Untersu-
chungen gestellt wird. In der Medizin
wird versucht, Behinderung durch Ope-
rationen, Therapien, Hilfsmittel u.a.
„so normal“ oder „so gesund wie mög-
lich“ zu machen. Leider entstehen ge-
rade in diesem Bereich erst viele Pro-
bleme für behinderte Menschen, z.B.
durch Hospitalisierung, Traumata
durch viele Operationen und ständige
Therapien etc. 

Biografische Dimension 
von Behinderung
Auch wenn es im Alltag von behin-
derten Menschen keine so große Rolle
spielt, so ist es doch ein Unterschied,
ob ein Mensch von Kindheit an eine
Behinderung hat, oder ob die Behin-
derung im Laufe des Lebens erworben
wird (z.B. durch Unfall oder Erkran-
kung). Für den Alltag entscheidender
ist vielmehr, ob die Behinderung
gleichbleibend ist oder progressiv ver-
läuft, d.h. sie verschlechtert sich zu-
nehmend, sei es gleichmäßig oder in
Schüben (z.B. bei Multipler Sklerose
oder Retinopathia Pigmentosa).

Beziehungen von Menschen 
mit Behinderung
Menschen mit Behinderung sind in
ihren Beziehungen oft eingeschränkt.
Entweder hatten sie nie die Möglichkeit,
entsprechende Beziehungen aufzu-
bauen, weil sie aufgrund ihrer Behin-
derung von Kindheit an immer auf
ihre unmittelbaren Bezugspersonen
angewiesen waren, um überhaupt das

Haus verlassen und so alternative Be-
ziehungen aufbauen zu können. Oder
Beziehungen der bisherigen Biografie
verändern sich radikal aufgrund des
Eintritts einer Behinderung. Menschen,
die bisher besonders wichtig waren,
wenden sich eventuell vom behinderten
Menschen ab. Dafür können sich auch
neue Beziehungen intensivieren, die
bisher nicht im Fokus gestanden sind. 
Grundsätzlich zeichnen sich Bezie-
hungen von behinderten Menschen
sehr häufig durch einen extrem hohen
Grad der Abhängigkeit aus. Erst durch
die Freiwilligkeit engagierter Menschen
im Umfeld des behinderten Menschen
ist es häufig möglich, dass dieser sich
entsprechende Hilfe organisiert, die
die oben beschriebene Abhängigkeit
reduziert und ein selbstbestimmtes
Leben ermöglicht. 

Gesellschaftliche Dimension 
von Behinderung
In der Gesellschaft, in der ein Mensch
mit Behinderung lebt, wird festgelegt,
ab wann von Behinderung gesprochen
wird (= Definition von Behinderung),
welche Hilfen es gibt und welche An-
spruchsvoraussetzungen für entspre-
chende Hilfsleistungen gelten. Es ist
durchaus entscheidend, in welcher
Gesellschaft ein Mensch mit Behin-
derung lebt, um dessen Entwicklungs-
möglichkeiten überhaupt einschätzen
zu können. Rechtliche, institutionelle,
bildungspolitische und behinderungs-
politische Aspekte einer Gesellschaft
können sich von Land zu Land sehr
stark unterscheiden, haben aber einen

Markus Bräuer



nicht zu unterschätzenden Anteil an
der Entstehung von Behinderung. Dies
geschieht durch Mangel an Barriere-
freiheit und der damit verbundenen
Unmöglichkeit für den behinderten
Menschen am gesellschaftlichen Le-
ben teilzunehmen.

Kulturell-religiös-ethische 
Dimension von Behinderung
Der kulturell-religiöse Hintergrund,
in dem ein Mensch mit Behinderung
lebt, entscheidet grundlegend darüber,
was als Behinderung gesehen und
wie mit ihr umgegangen wird. Ist es
selbstverständlich für eine Kultur,
dass man sich um Menschen mit Be-
hinderung kümmert oder ist es üblich,
dass Menschen, die als behindert ab-
gestempelt werden, als Außenseiter
oder gar Ausgestoßene gelten? Auch
in Österreich gibt es unterschiedliche
kulturelle und religiöse Zugänge zum
Thema Behinderung, z.B. bei Familien
mit Migrationshintergrund. 

Immer wird sich ein Mensch mit Be-
hinderung auch mit der Frage be-
schäftigen, warum ausgerechnet er
oder sie diese Behinderung haben
muss. Die Frage nach dem Sinn der
eigenen Behinderung wird zwangs-
läufig in jedem Therapieprozess auf-
tauchen. Dies ist ein weiterer sehr
wichtiger Aspekt dieser Dimension.

Singularität oder Einmaligkeit 
von Behinderung
Gerade in unserer Zeit, in der größter
Wert auf Messbarkeit, Skalen, Eintei-
lungen und Diagnosen gelegt wird, ist
es zwingend notwendig, ausdrücklich
darauf hinzuweisen, dass eine Behin-
derung immer ein sehr individuelles
und einmaliges Phänomen ist. Wie
durch die bisherige Differenzierung
von Behinderung schon deutlich ge-
worden ist, gibt es beliebig viele Kom-
binationsmöglichkeiten der unter-
schiedlichen Aspekte in den verschie-
denen Dimensionen, die eine exakte
Vergleichbarkeit von zwei Menschen
mit Behinderung unmöglich machen. 
In diesem Zusammenhang ist beson-
ders wichtig zu betonen, dass die
scheinbare „medizinische Schwere“
der Behinderung in keiner Weise mit

der subjektiven Lebensbewältigung
bzw. Einschätzung der eigenen Le-
benszufriedenheit eines behinderten
Menschen korreliert. Menschen mit
einem hohen Grad von Behinderung
können viel glücklicher sein, als Per-
sonen, die scheinbar eine „leichte Be-
hinderung“ haben. Hier ist Behinde-
rung ein höchst individuelles und sub-
jektives Phänomen, das durch die vor-
gestellten unterschiedlichen Dimen-
sionen etwas besser eingeordnet wer-
den kann. 

Erst wenn alle Dimensionen von Be-
hinderung in einer Psychotherapie den
angemessenen Platz finden, ist ein
besseres Verständnis für die höchst
individuellen Alltagssituationen von
behinderten Menschen möglich. Zu-
gleich wird eine wesentliche Differen-
zierung erleichtert: es gibt auch viele
Themen in der Psychotherapie mit be-
hinderten Menschen, die nicht ur-
sächlich mit der Behinderung zu tun
haben, wovon leider allzu oft ausge-
gangen wird. Um als Psychothera-
peutIn mit behinderten Menschen zu
arbeiten, ist also eine Auseinander-
setzung mit den unterschiedlichen Di-
mensionen von Behinderung aus meh-
reren Gründen unumgänglich: einer-
seits muss die Falle vermieden werden,
alles im Therapieprozess auf die Be-
hinderung zu reduzieren, andererseits
muss ein ausreichendes Verständnis
für die komplexe Lebenssituation
des/der behinderten KlientIn entwickelt
werden. 

Gleichzeitig wird so auch noch die
Frage der Barrierefreiheit aus der rein
rechtlichen Perspektive befreit und
durch die umfassende Sicht von Be-
hinderung als existentielles Thema
für einen Menschen mit Behinderung
sichtbar.

Mag. Markus Bräuer, MSc 
Psychotherapeut (Psychodrama), 

Supervisor, Theologe, lebt selbst von
Kindheit an mit einer hochgradigen

Seh- und Hörbehinderung. 
Mitglied im „Arbeitskreis Psychothe-

rapie und Behinderung“ des ÖBVP.

FÜR ALLE NUTZER 
DES SOZIALEN NETZWERKS: 

Wir freuen uns, wenn Sie unsere
Facebook-Seite besuchen und 
liken! Sie finden uns unter Öster-
reichischer Bundesverband für 
Psychotherapie oder gelangen via
www.psychotherapie.at über den

Button  auch auf unsere Seite.

BERICHTE
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EIN SERVICE 
DES ÖBVP 
Ihre persönliche Website

Nutzen Sie das Angebot zur Er-
stellung Ihrer eigenen Website,
um Ihre KundInnen und KlientIn-
nen auch im Internet über Ihre
psychotherapeutische Tätigkeit
zu informieren.

FÜR MITGLIEDER                                      
Einmalige Einrichtungskosten      360 €
Jährliche Wartungskosten              120 €

FÜR NICHT MITGLIEDER                         
Einmalige Einrichtungskosten      480 €
Jährliche Wartungskosten              120 €

Weitere Informationen und Kontakt:
www.psychotherapie.at/website
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Im Vordergrund einer Borderline-
Erkrankung steht – wie in der Fall-
vignette beschrieben – eine Störung

der Gefühlsregulation, mit der extreme
Stimmungsschwankungen einherge-
hen. Bei zwischenmenschlichen Be-
ziehungen, die meist sehr intensiv
ausgelebt werden,  führt die ausge-
prägte Instabilität oft zu einer dra-
matischen Entwicklung. Eine völlig
überzeichnete Idealisierung und Ab-
wertung des Gegenübers verläuft nach
dem Muster einer Achterbahn.  Es
bestehen oft massive Ängste vor dem
Alleinsein und vor dem Verlassen-
werden.  Ein häufiges Kriterium ist
auch ein selbstschädigendes Verhal-
ten, das von Substanzmissbrauch bis
zur Selbstverletzung reicht. Es kann
auch zu häufigen Wutanfällen und
körperlich ausgetragener Aggressivität

kommen. Ein weiteres Kriterium  ist
die oft empfundene innere Leere. Be-
reits Reich (1925) beschrieb in „Der
triebhafte Charakter“ eine Borderli-
ne-Patientin. Das Alter der Erstma-
nifestation reicht von einer großen
Gruppe der 14jährigen mit Verhal-
tensauffälligkeiten wie Essstörungen
und Selbstbeschädigungen, die bereits
einer stationären Behandlung bedurf-
ten, bis zu PatientInnen, die Mitte
Zwanzig erstmals stationär behandelt
wurden. 

Zwei Drittel der Borderline-Patien-
tInnen sind weiblich. Mit einer  von
Dulz und Jensen 2000 im stationären
Bereich durchgeführten Studie wurde
die Bedeutung von sexuellem Miss-
brauch und anderen traumatisieren-
den Erlebnissen für die Ätiologie neu-

erlich untermauert: Ca. 70 Prozent
der betroffenen Frauen wurden in der
Kindheit sexuell missbraucht. Häufig
lagen physischer Missbrauch, verbaler
Missbrauch,  frühe Trennungen, Ver-
luste, Adoption und fehlende elterliche
Fürsorge vor. Der sexuelle Missbrauch
in der Kindheit wurde – auch bei
männlichen Patienten – als stärkster
Faktor identifiziert. 

Therapiekonzepte
Lange Zeit galt die Borderline-Per-
sönlichkeitsstörung als eine sehr
schwer zu behandelnde Erkrankung
mit einer äußerst geringen Remissi-
onsrate. Für die  psychotherapeutische
Behandlung von PatientInnen mit Bor-
derline-Persönlichkeitsstörungen wur-
den inzwischen von den meisten “The-
rapieschulen“ Konzepte entwickelt,

BORDERLINE – 
DIE FAHRT MIT DER 
ACHTERBAHN

BERICHTE

Wolfgang Schimböck

Die 16jährige M. lebt mit ihrer alleinerziehenden Mutter in einer Großstadt. Eine begonnene Friseurinnenlehre hat sie
nach wenigen Monaten „hingeschmissen“. Die Kundinnen im Friseurgeschäft waren ihr „unerträglich“, die Chefin „eine
Zumutung“. Auf die Mutter reagiert sie zu Hause schon bei nichtigen Anlässen überaus „aggressiv“.  Es kommt zu re-
gelrechten „Wutanfällen“. Mehrere schon erlebte Männerbeziehungen bezeichnet sie als On/Off-Beziehung. Die Part-
nerschaften und ihr Leben erlebt sie wie die Berg- und Talfahrt einer Achterbahn.  Wenn sie das Gefühl hat, der aktuelle
Partner verlässt sie, fühlt sie sich „völlig durch den Wind“ und „will nicht mehr leben“. Nächtens häufen sich
Fressattacken mit anschließendem selbst herbeigeführtem Erbrechen.  Als es immer wieder zu Selbstverletzungen
kommt, wird M. von einer auf Betreiben der Mutter konsultierten Fachärztin in eine stationäre Behandlung überwiesen.
Nach dem Krankenhausaufenthalt beginnt M. eine Psychotherapie, die zwei Jahre dauert und im ersten halben Jahr
von einem einmonatigen Aufenthalt in einer Tagesklinik unterbrochen wird.  Während des Therapiezeitraumes nimmt
die Patientin an einer vom AMS unterstützten Jugendausbildungsmaßnahme teil. Die regelmäßige Teilnahme und vor
allem die Absolvierung der theoretischen Ausbildungsteile in einer Regelberufsschule fällt ihr sehr schwer.  In dem
langen therapeutischen Prozess beginnt sie aber zunehmend selbst Verantwortung für die Erreichung der Therapieziele
zu übernehmen.  Schließlich kann sie die Ausbildungsmaßnahme mit einem Lehrabschluss erfolgreich beenden. Es ist
ihr tatsächlich gelungen, aus der Achterbahn auszusteigen. 
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die vielfach einen schulenübergrei-
fenden Charakter haben. Therapieziele
sind eine bessere Impulskontrolle,
mit Angst umgehen zu können, Affekte
zu regulieren, Triebwünsche zu re-
gulieren ….und – bei gleichzeitiger
Entwicklung stabiler und befriedi-
gender interpersoneller Beziehungen
- …Intimität und Liebe zu erleben  -
Kernberg et al. 1993, S 17 f.. Als Bei-
spiel für die von den „Therapieschulen“
entwickelten erfolgreichen Behand-
lungskonzepte wird im Folgenden die
Dialektisch-Behaviorale Therapie
(DBT) nach Prof. Marsha M . Linehan
kurz erläutert. Das Konzept basiert
auf einer dialektischen Betrachtungs-
weise und stellt daher auf Basis von
Gegensätzen ein Gleichgewicht zwi-
schen bestehenden Extremen dar.
Die DBT baut auf sogenannten Grund-
annahmen auf. Bohus und Wolf-Are-
hult (2013, S. 52) listen diese Grund-
annahmen auf: Borderline-Patienten
geben ihr Bestes - sie wollen sich
ändern -  ungerechterweise müssen

sie sich mehr anstrengen als andere
um sich zu ändern -  sie haben ihre
Probleme zwar oft nicht selbst ver-
ursacht, müssen aber lernen, diese
selbst zu lösen -  sie erleben die Si-
tuation häufig als schmerzhaft und
schwer erträglich - sie tun gut daran,
in vielen wichtigen Situationen ihres
Lebens neue Verhaltensweisen zu er-
lernen -  sie könnten in der DBT er-
folgreich sein - Wahrheit ist immer
subjektiv. Eine ambulante Einzelthe-
rapie hat bei wöchentlicher Frequenz
eine  Dauer von etwa zwei Jahren.
Der Schlüssel zum Erfolg der Therapie
ist letztlich das Maß der Eigenver-
antwortung, das die PatientInnen
übernehmen um aktiv am Erreichen
der Ziele mitzuarbeiten.

Wolfgang Schimböck 
MSc PLL.M MBA 

Psychotherapeut, 
Mitglied des ÖBVP-Präsidiums, 

Vorsitzender des OÖLP
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EINLADUNG ZUR 
GENERALVERSAMMLUNG

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Wir laden Sie, entsprechend unseren Statuten, zur nächsten ordentlichen Ge-

neralversammlung des ÖBVP am 18. Juni 2016 in Salzburg ein. Die vorläufige

Tagesordnung finden Sie auf der folgenden Seite. Ein wichtiger Tagesord-

nungspunkt dieser Generalversammlung ist die Wahl des Präsidiums für die

Periode 2016 – 2019. 

In dieser Beilage finden Sie Informationen der Wahlkommission einschließlich

dem Aufruf zur Kandidatur für die Funktionen im Präsidium. Die Unterlagen

über die Kandidaturen und die Stimmzettel bekommen Sie innerhalb der

nächsten Wochen per Post zugesandt.

Nutzen Sie mit Ihrer Stimme die Möglichkeit, durch die Wahl des Präsidiums

auch die berufspolitische Linie des ÖBVP mitzuentscheiden!

Auch wenn Sie Ihre Stimme per Briefwahl abgeben, ist Ihre Teilnahme an der

Generalversammlung wichtig, weil - wie Sie der Tagesordnung entnehmen

können - die Teilnahme an der Generalversammlung Gelegenheit bietet, bei

wichtigen Themen mitzuentscheiden.

In diesem Sinne freuen wir uns, möglichst viele Mitglieder bei dieser General-

versammlung begrüßen zu dürfen und möchten Sie im Anschluss der Gene-

ralversammlung herzlich zu einem Sektempfang zur Verabschiedung und Be-

grüßung des neuen Präsidiums einladen. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Peter Stippl 

Für das Präsidium
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GENERALVERSAMMLUNG 2016

VORLÄUFIGE TAGESORDNUNG 
der ordentlichen Generalversammlung (GV) des ÖBVP 
am 18. Juni 2016, 14.00 bis 18.00 Uhr
TAGUNGS- UND STADTHOTEL JOSEF BRUNAUER, 
Elisabethstraße 45a, 5020 Salzburg 

     1.   Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

     2.   Bestellung der Versammlungsleitung

     3.   Genehmigung des Protokolls der Generalversammlung vom 15. Juni 2013

     4.   Bericht der Antragsprüfungskommission

     5.   Genehmigung der Tagesordnung

     6.   Tätigkeitsberichte des Präsidiums, des BUVO, der Bundesforen, des BEG

     7.   Bericht der Kassierin

     8.   Bericht der RechnungsprüferInnen

     9.   Entlastung des Präsidiums

    10.   Danksagungen und Ehrungen

    11.   Wahl des Präsidiums

           Bericht der Wahlkommission

           Bekanntgabe der Ergebnisse der Briefwahl

           Durchführung eventueller Stichwahlen

    12.   Wahl der Rechnungsprüferin/des Rechnungsprüfers

    13.   Bestellung der fünf festen Mitglieder der Schlichtungsstelle

    14.   Bestellung der Wahlkommission

    15.   Bestellung der Antragsprüfungskommission

    16.   Bekanntgabe des Ortes und Termins der nächsten ordentlichen GV – 

           voraussichtlich am 15. Juni 2019 in Salzburg

    17.   Allfälliges

           Hinweis:

           Jedes ordentliche Mitglied kann eine Stimmdelegation übernehmen.

           Der Nachweis der Stimmdelegation hat schriftlich zu erfolgen.

           Juristische Personen (Vereine) werden durch eine/n schriftlich Bevollmächtigte/n vertreten.

Zur Erinnerung: Statuten des ÖBVP

§ 10 (5)

Anträge auf Aufnahme von Tagesordnungspunkten und Sachanträgen zur Generalversammlung sind bis vier

Wochen (20.5.2016) vor der Generalversammlung über das Büro des ÖBVP bei der Antragsprüfungskommission

schriftlich einzureichen. Eine eventuelle Modifikation des Antrages vonseiten der AntragstellerIn muss schriftlich

spätestens zwei Wochen (3.6.2016) vor der Generalversammlung bei der Antragsprüfungskommission einlangen. 



PRÄSIDIUMSWAHL 2016

MÄRZ 2016 :: ÖBVP NEWS20 :: 

PRÄSIDIUMSWAHL 2016
WAHLINFORMATIONEN UND
AUFRUF ZUR KANDIDATUR

Sehr geehrtes Mitglied!

Am 18. Juni 2016 findet die ordentliche Generalversammlung (GV) des ÖBVP
statt, die das Präsidium für die kommenden drei Jahre bestellen wird. Die
Statuten des ÖBVP schreiben eine Briefwahl vor, um den über ganz Österreich
verteilten Mitgliedern des ÖBVP die Beteiligung an der Wahl zum Präsidium
des ÖBVP möglichst leicht zu machen. Mit der Vorbereitung und Durchführung
der Wahl ist die von der ordentlichen Generalversammlung bestellte Wahl-
kommission betraut, der folgende drei Mitglieder (Statuten des ÖBVP § 12 (1))
angehören:

Claudia Mühl                     Tel. 0664 73667548   E-mail: claudia.muehl@utanet.at

Judith Rupp                       Tel. 0664 3573778      E-mail: judith@rupp.or.at

Konrad Wirnschimmel    Tel. 0664 4254502      E-mail: wirnwien@p16.at

Zu den Aufgaben der Wahlkommission gehören die statutengemäße Vorbereitung
und Durchführung der Briefwahl, und falls sich keine absolute Mehrheit ergibt,
die Durchführung der Stichwahl in der Generalversammlung. Wir werden alles
Erforderliche tun, damit ein reibungsloser Ablauf der Wahl sichergestellt wird.
Dazu gehören die ausreichende Information der Mitglieder über den Ablauf
der Briefwahl, die Veröffentlichung der Richtlinien für eine Kandidatur, sowie
eine zeitgerechte Veröffentlichung aller Fristen und Stichtage. Für allfällige
Fragen, Anregungen oder Beschwerden wenden Sie sich bitte an die Mitglieder
der Wahlkommission, die telefonisch oder per Email unter den oben angegebenen
Nummern erreichbar sind.

Die von der Wahlordnung vorgesehenen Fristen sind knapp bemessen. Da der
lange Postlauf von Massensendungen berücksichtigt werden muss, ist der
vorgesehene Terminplan zur Wahl gedrängt. Sie werden die Wahlunterlagen
und die Informationen über die KandidatInnen daher erst wenige Wochen vor
der Generalversammlung erhalten.

Wir laden Sie daher ein, an der Präsidiumswahl 2016 teilzunehmen und ihre
Stimme  möglichst bald nach Erhalt der Wahlunterlagen abzugeben. Wir
hoffen, dass sich der  finanzielle und organisatorische Aufwand der Briefwahl
in einer hohen Wahlbeteiligung niederschlagen wird.

Die Wahlkommission
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PRÄSIDIUMSWAHL 2016

INHALT
  1.   Wie gestaltet sich der Wahlvorgang

  2.   Termine bis zur Generalversammlung am 18. Juni 2016

  3.   Aufruf zur Kandidatur

  4.   Anhang:

          A. Auszug aus den Statuten

          B. Richtlinien zur Erstellung des KandidatInnenprofils

          C. Vordruck “Unterstützungserklärung”

1.  WIE GESTALTET SICH 
    DER WAHLVORGANG

Laut Geschäftsordnung der General-
versammlung (GO § 10 Wahlordnung)
wird die Wahl des Präsidiums von der
Wahlkommission vorbereitet und in
zwei Schritten durchgeführt (GO § 10
(1) und (4)): In einer Briefwahl wählen
die Mitglieder durch Ankreuzen aus
der Liste der WahlwerberInnen für
jede der Funktionen im Präsidium, das
auf Grund des Beschlusses der au-
ßerordentlichen Generalversammlung
vom 10. Februar 2007 aus fünf Perso-
nen besteht, jeweils eine/n BewerberIn
aus (Statuten des ÖBVP § 12 (1)):

:: PräsidentIn
:: 1. VizepräsidentIn
:: 2. VizepräsidentIn
:: SchriftführerIn
:: KassierIn

Als in eine Funktion gewählt gilt jene/r
KandidatIn, die/der mehr als die Hälfte
aller abgegebenen gültigen Stimmen
(absolute Mehrheit laut GO § 10 (6))
erreicht. Sollte die absolute Mehrheit
von keiner/m der KandidatInnen er-
reicht werden, erfolgt in einem zweiten
Wahlgang die notwendige Stichwahl
zwischen den zwei KandidatInnen mit
den höchsten Stimmenanteilen auf der
Generalversammlung mit einfacher

Mehrheit (GO § 10 (7)). Eine detaillierte
Anleitung zur Vorgehensweise bei der
Briefwahl wird zusammen mit den
Wahlzetteln und KandidatInnenunter-
lagen spätestens 4 Wochen vor der
Generalversammlung an alle Mitglieder
ausgesendet werden (GO § 10 (3)).

2.  TERMINE BIS ZUR 
    GENERALVERSAMMLUNG 
    AM 18. JUNI 2016

Zur Wahl stellen können sich alle or-
dentlichen Mitglieder, die ihre Kandi-
datur bei der Wahlkommission bis 6
Wochen vor der Generalversammlung
schriftlich bekannt geben (GO § 10
(2)). Nach Prüfung der Rechtmäßigkeit
der Kandidaturen hat die Wahlkom-
mission die KandidatInnenlisten und
Wahlunterlagen bis 4 Wochen vor der
Wahl an alle Mitglieder auszusenden
(GO § 10 (4)).

Sämtliche Bewerbungen zur Kandida-
tur für das Präsidium sind, ebenso
wie auch die Rücksendekuverts, aus-
schließlich an das Postfach der Wahl-
kommission zu senden:

ÖBVP-Wahlkommission
Präsidiumswahl 2016
Postfach 8500
1011 Wien

Bewerbungen und Stimmkuverts, die
an das Bundesbüro oder an die Büros
der Landesverbände gerichtet sind,
können aus organisatorischen Gründen
von der Wahlkommission nicht bear-
beitet werden. Berücksichtigung finden
nur Stimmen, die bis 3 Tage vor der
Generalversammlung beim Postfach
der Wahlkommission einlangen oder
innerhalb einer Stunde vor Beginn der
Generalversammlung am Ort der Ge-
neralversammlung bei der Wahlkom-
mission abgegeben werden. Die Wahl-
aussendungen der Wahlkommission
mit allen Informationen und Unterla-
gen, sowie die für die Wahl relevanten
Auszüge aus den Statuten und aus
der Geschäftsordnung der General-
versammlung können auf der Home-
page des ÖBVP (http://www.oebvp.at)
eingesehen oder im Sekretariat (Tel.
01/512 70 90) angefordert werden.

Um die statutengemäße Einhaltung
aller Fristen sicherzustellen, hat die
Wahlkommission folgende Stichtage
festgesetzt:

ANFANG APRIL 2016
Erste Aussendung mit Information 
zur Wahl, Aufruf zur Kandidatur

SA 07. MAI 2016
Stichtag zur Einreichung der 
Kandidaturen
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SA 21. MAI 2016
Zweite Aussendung mit Wahlunter-
lagen, Erklärung zum Wahlvorgang
und zur Verwendung der Wahlkuverts,
Liste der KandidatInnen

MI 15. JUNI 2016
Spätester Rücklauf der Wahlkuverts

SA 18. JUNI 2016
Generalversammlung, eventuell mit
Stichwahl. Letzte Gelegenheit zur
Stimmabgabe vor der Wahlkommission
innerhalb einer Stunde vor Beginn der
Generalversammlung.

3. AUFRUF ZUR KANDIDATUR

Einladung zur Kandidatur
für die Funktionen
im Präsidium des ÖBVP

Die Wahlkommission ruft alle Mitglieder
des ÖBVP auf, sich als KandidatIn für
eine oder mehrere Funktionen im Prä-
sidium des ÖBVP (Statuten § 12 (1) &
(2), siehe Anhang) als
     
:: PräsidentIn
:: 1. VizepräsidentIn
:: 2. VizepräsidentIn
:: SchriftführerIn
:: KassierIn

zu bewerben.

Kandidieren können alle ordentlichen
Mitglieder, die physische Personen
sind, wenn sie ihre Tätigkeiten als
FunktionärInnen in anderen Vereinen,
Institutionen und Einrichtungen offen-
legen und diese nicht zu einer Inte-
ressenkollision mit den Funktionen im
ÖBVP führen (Statuten § 8 (3), siehe
Anhang 4.A). Kandidaturen sind als

Einzelwahlvorschlag bei der ÖBVP-
Wahlkommission mit folgende Unter-
lagen einzureichen:

1. Bewerbungsschreiben: 
Auf einem A4 Blatt sind anzugeben:
Name, Anschrift und Präsidiumsfunk-
tion(en), für die eine Kandidatur an-
gestrebt wird.

2. KandidatInnenprofil: 
Unabhängig davon, ob sich ein Mitglied
für eine oder mehrere Präsidiums-
funktionen bewirbt, ist ein einziges
KandidatInnenprofil einzureichen (siehe
Anhang 4.B. Richtlinien zur Erstellung
des KandidatInnenprofils). 

3. Unterstützungserklärungen: 
Jede Kandidatur benötigt die Unter-
stützung von mindestens 10 Mitgliedern
durch einzelne Unterstützungserklä-
rungen (siehe Anhang 4.C). 
Die Bewerbungen einschließlich aller
oben aufgezählten Unterlagen müssen
der Wahlkommission spätestens 6 Wo-
chen vor der Generalversammlung be-
kannt gegeben werden (GO § 10 (2)).
Sie sind schriftlich an die Adresse der
Wahlkommission zu richten und müs-
sen dort bis spätestens bis 7. Mai 2016
eingelangen:

ÖBVP-Wahlkommission
Präsidiumswahl 2016
Postfach 8500
1011 Wien

Die Wahlkommission informiert die
Mitglieder über die BewerberInnen an-
hand einer KandidatInnenliste und der
gesammelten KandidatInnenprofile,
die zusammen mit den Wahlunterlagen
vier Wochen vor der Generalversamm-
lung versendet werden. Die Kandida-
tInnen werden gebeten, ihr Kandida-
tInnenprofil entsprechend den Richt-

linien der Wahlkommission (siehe An-
hang 4.B) zu gestalten. 

Aus Zeit- und Kostengründen ist eine
Redigierung des KandidatInnenprofils
nicht möglich. Kandidaturen, die nach
Samstag, 7. Mai 2016 bei der Wahl-
kommission einlangen, werden unge-
achtet der Begründung nicht berück-
sichtigt.

4. ANHANG

4. A. AUSZUG AUS DEN STATUTEN

§7 Rechte und Pflichten 
     der Mitglieder
(1) Alle Mitglieder haben in der Gene-
ralversammlung ihren Sitz. Ordentliche
Mitglieder sind stimm- und aktiv wahl-
berechtigt; passiv wahlberechtigt sind
nur ordentliche Mitglieder, sofern es
sich um physische Personen handelt.
Außerordentliche Mitglieder haben be-
ratende Stimme, sind antrags- und
informationsberechtigt. Fördernde Mit-
glieder haben beratende Stimme und
sind informationsberechtigt. Ehren-
mitglieder behalten ihre Rechte und
Pflichten aus ihrem eventuellen vor-
herigen Mitgliedsstatus, jedenfalls ha-
ben sie beratende Stimme und sind
informationsberechtigt.

§ 8 Vereinsorgane
(3) Personen, die eine Funktion in ei-
nem der Vereinsorgane anstreben, ha-
ben bei ihrer Kandidatur sämtliche
Funktionen in anderen Vereinen, In-
stitutionen, Einrichtungen und Kör-
perschaften offen zu legen. Diese Funk-
tionen dürfen nicht zu einer Interes-
senkollision mit den Funktionen im
ÖBVP führen. Insbesondere Personen,
die Funktionen in Vereinen, Institutionen
und Einrichtungen inne haben, die in
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gleichen oder angrenzenden Bereichen
wie der ÖBVP oder in berufspolitisch
relevanten Bereichen tätig sind, haben
gewissenhaft zu prüfen, ob die Aus-
übung der mit diesen Funktionen ein-
hergehenden Kompetenzen und Pflich-
ten mit den Zielen und der Zweckbe-
stimmung des ÖBVP bzw. mit ihren
im ÖBVP bestehenden Aufgaben und
Verpflichtungen vereinbar sind. 

Es besteht die Verpflichtung, Umstände
offen zu legen, die eine Interessenkol-
lision indizieren können. Gegebenenfalls
ist die Funktion im ÖBVP selbständig
abzulehnen oder zurück zu legen. Die
Pflicht zur Offenlegung von Unver-
einbarkeiten besteht gegenüber dem
Bundesvorstand während der gesam-
ten Funktionsperiode. Im Fall von
Streitigkeiten kann auf Antrag die
Schlichtungsstelle angerufen wer-
den.

§ 12 Präsidium
(1) Das Präsidium besteht aus fünf
Mitgliedern: der/dem PräsidentIn,
der/dem 1. und 2. VizepräsidentIn,
der/dem SchriftführerIn und der/dem
KassierIn. Das Präsidium ist das Exe-
kutivorgan des ÖBVP. Es setzt die Be-
schlüsse der GV und des BUVO um.
Das Präsidium wird mittels Briefwahl
gewählt. 

Der Wahlvorgang wird von einer Wahl-
kommission geleitet, die von der vor-
herigen Generalversammlung gewählt
wird, die Wahl durchzuführen. Gewählt
wird auf der Grundlage der Wahlord-
nung, die in der Geschäftsordnung für
die Generalversammlung festgelegt
ist. Personen, die sich zur Wahl stellen
wollen, haben ihre Kandidatur bis spä-
testens sechs Wochen vor der Gene-
ralversammlung der Wahlkommission
bekannt zu geben.

(2) Die Funktionsperiode dauert drei
Jahre. Die Wiederwahl ist zulässig.
Die Funktionsperiode endet mit der
Übergabe der Funktion an das neu
gewählte Präsidium frühestens einen
Monat, spätestens zwei Monate nach
der Neuwahl des Präsidiums. Treten
ein oder zwei Präsidiumsmitglieder
zurück, kooptiert das Präsidium ein
neues Mitglied aus dem Kreis der
BUVO-Delegierten. Die/der in das Prä-
sidium kooptierte Delegierte wird von
dem jeweiligen Gremium, welches
sie/ihn entsandt hatte, nachbesetzt.
Treten mehr als zwei gewählte Präsi-
diumsmitglieder zurück, so ist binnen
zwei Wochen eine außerordentliche
Generalversammlung zur Neuwahl des
gesamten Präsidiums gemäß Wahl-
ordnung in die Wege zu leiten.

4. B. RICHTLINIEN ZUR 
         ERSTELLUNG DES 
        KANDIDATINNENPROFILS

KandidatInnenprofil
Auf einer A4-Seite, die von der/dem
KandidatIn frei gestaltet werden kann,
sind den Mitgliedern die folgenden In-
formationen zur Verfügung zu stellen:

:: Persönliche Daten: 
   Name, Vorname, Titel, Alter

:: Foto (Passfoto oder Pressefoto)

:: Beruflicher Werdegang

:: Fachspezifische Richtung(en)

:: Art der gegenwärtigen Tätigkeit 
   (freie Praxis oder Dienstverhältnis)

:: Für welche Funktion(en) 
   wird kandidiert

:: Offenlegung der Funktionen
   nach § 8 (3)

:: Darstellung der berufspolitischen
   Absichten und Zielsetzungen

Das KandidatInnenprofil ist ein inte-
grierender Bestandteil der Bewerbung.
Es hat die Aufgabe, den Mitgliedern
die Informationen zur Verfügung zu
stellen, die ihnen eine Wahlentschei-
dung ermöglicht. Aus diesem Grund
sind sämtliche Angaben wahrheitsge-
treu und vollständig zu machen. Kommt
es zu gravierenden Mängeln, insbe-
sondere bei der Offenlegung der Funk-
tionen nach § 8 (3), ist die Wahlkom-
mission gezwungen eine Kandidatur
abzulehnen.

Aus drucktechnischen Gründen ist das
KandidatInnenprofil als pdf-Datei mit
integriertem Farb- oder Schwarzweiß-
foto, auf  CD-ROM oder USB-Stick ge-
speichert und zusätzlich als Ausdruck
auf einer A4-Seite an die Wahlkom-
mission

ÖBVP-Wahlkommission
Präsidiumswahl 2016
Postfach 8500
1011 Wien

zu senden. 

Bewerbungen ohne ein vollständiges
KandidatInnenprofil mit können von
der Wahlkommission nicht zur Kandi-
datur zugelassen werden. Zusendungen
an das Büro des ÖBVP oder an die
Büros der Landesverbände können
von der Wahlkommission nicht be-
rücksichtigt werden.
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ÖBVP-Wahlkommission 

Präsidiumswahl 2016

Postfach 8500

1011 Wien

UNTERSTÜTZUNGSERKLÄRUNG

Die/der Unterzeichnete ist Mitglied des ÖBVP und unterstützt die Kandidatur

von Frau/Herrn

für die Funktion als 

im Präsidium des ÖBVP.

Name:

Adresse: 

Datum: Unterschrift: 

Jeweils eine Unterstützungserklärung pro UnterstützerIn verwenden!
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MACHT DER NEOLIBERALE 
KAPITALISMUS KRANK ?
Eine Kontroverse zu einem Artikel von 
Martin Dornes in der Zeitschrift „Psyche“

Unter dem Titel, „Macht der Ka-
pitalismus depressiv?“ versucht
Martin Dornes (2015a) in einem

Artikel die Annahme zu widerlegen,
die in den letzten Jahren in Fachkreisen
verbreitet wurde und der zufolge die
Entwicklung der modernen Gesell-
schaft mit einer Zunahme psychischer
Erkrankungen einhergeht. Karola Bre-
de (2015), Götz Egloff (2015) und Ingo
Engelmann (2015) haben kritische
Stellungnahmen dazu abgegeben und
M. Dornes (2015b) hat seinerseits in
einer Erwiderung auf diese Stellung-
nahmen versucht, die Kritikpunkte zu
entkräften und Missverständnisse aus-
zuräumen.

Ausgelöst wurde die Diskussion in
letzter Zeit von dem Buch A. Ehren-
bergs, „Das erschöpfte Selbst. De-
pression und Gesellschaft der Gegen-
wart“ (2004), in dem er vor allem die
Lockerung von sozialen Rollen und
Verhaltensnormen sowie den Anspruch
nach Selbstverwirklichung und Selbst-
optimierung als Ursache für depressive
Erkrankungen annimmt, da diese zu
Versagensängsten führen. Der zweite
Theoriestrang, den Dornes anführt,
basiert auf der Annahme einer Über-
forderung durch die zunehmenden
Leistungsansprüche in Schule, Beruf
und Freizeit. Dies führt zu Stress und
ebenfalls und in der Folge zu Versa-
gungserlebnissen, Schuldgefühlen und
Depressionen. 

Anhand von epidemiologischen Un-
tersuchungen versucht Dornes diese
Annahmen, einer Zunahme von de-
pressiven Erkrankungen, zu widerle-
gen, wobei er eine Reihe von empiri-
schen Untersuchungen und Metaa-
nalysen aus mehreren Jahrzehnten
auswertet. Dabei bezieht er sich nicht
nur auf depressive Erkrankungen son-
dern er dehnt  seine Sekundäranalyse

auf ein breites Spektrum unterschied-
licher Störungen aus. Er kommt je-
denfalls zu dem Schluss, dass zumin-
dest in den oberen und mittleren Ein-
kommensschichten die Prävalenz von
depressiven Erkrankungen in den letz-
ten Jahrzenten gleich geblieben ist.
Auch andere Indikatoren für den psy-
chischen Gesundheitszustand der Be-
völkerung, wie die Suizidraten oder
der Alkoholkonsum sind ähnlich stabil
geblieben.

Dornes (2015a) weist zwar darauf hin,
dass es zum Thema der Häufigkeit
von psychischen Erkrankungen eine
Fülle von Studien mit widersprüchli-
chen Befunden gibt, er glaubt aber
trotzdem eine Tendenz ableiten zu
können, die er dahingehend zusam-
mengefasst hat, „dass psychische
Krankheiten in den letzten 30 Jahren
nicht zugenommen haben. Für Kinder
und Jugendliche liegt die Erkran-
kungshäufigkeit im Mittel aller Studien
bei 17% für Erwachsene bei 27%“ -
und zwar sowohl generell als auch
hinsichtlich einzelner Krankheitsbilder,
wie eben bei Depressionen. 

Methodische Probleme 
bei Prävalenzstudien
Um überhaupt Aussagen über Verän-
derungen der Prävalenz psychischer
Erkrankungen machen zu können,
muss sich Dornes auf Untersuchungen
beziehen, die anhand von deskriptiven,
an Symptomen orientierten Diagno-
sesystemen durchgeführt wurden, wo-
durch ätiologische, psychodynamische
und strukturelle Aspekte unberück-
sichtigt bleiben. G. Eglhoff (2015) ver-
weist in seiner Stellungnahme zurecht
darauf, „dass Abwehrpresse Symptome
maskieren oder zum Verschwinden
bringen können, ohne dass dadurch
unbedingt Gesundheit angezeigt wür-
de“.  So kann das Fehlen von depres-

siven Symptomen nach einem tragi-
schen Verlust, die „Unfähigkeit zur
trauern“ auch ein Hinweis auf eine
Spaltung oder Dissoziierung von Er-
lebnisinhalten darstellen und fälsch-
licherweise den Eindruck von Norma-
lität erzeugen. Außerdem wird eine
Diagnose auch dadurch erschwert, da
es fließende Übergänge zwischen einer
psychischen Erkrankung und etwa ei-
ner Befindlichkeitsstörung gibt.

Dornes hält trotzdem dagegen, dass
man auf die so erhobenen Daten an-
gewiesen ist, wenn man heute über
epidemiologische Forschung berichten
will. „Wer die Tauglichkeit  von an
Symptomclustern orientierten Diag-
nosen grundsätzlich bezweifelt (...)
kann oder will zur Frage, ob psychische
Störungen zu- oder abgenommen ha-
ben, nichts beitragen“. Dornes stützt
sich, dem wissenschaftlichen Trend
entsprechend, ganz auf die affirmative
Evidenzbasierung, wie I. Engelmann
(2015) betont. Allerdings betont Dornes
selbst: „Es kann nicht nachdrücklich
genug darauf hingewiesen werden,
dass die Häufigkeit von Diagnosen in
hohen Maße von den verwendeten Un-
tersuchungsmethoden abhängt“ - das
gilt dann wohl auch für seine Sekun-
däranalyse, die auf empirisch-positi-
vistischen Verfahren aufbaut. 
Die Schwierigkeit bei der Einschätzung
der Entwicklung von Prävalenzen be-
steht auch darin, dass in früheren
Jahrzehnten psychische Erkrankungen
oft nicht als solche erkannt wurden,
bzw. die Menschen wegen dieser Er-
krankungen nicht zum Arzt gegangen
sind und dass es somit zu einer Un-
terschätzung gekommen ist. Wenn
daher trotz der Fortschritte im Sozi-
al- und Gesundheitsbereich die Rate
der Erkrankungen nicht zurückgegan-
gen ist, so liegt dies an der „Aufhellung
des Dunkelfeldes“, d.h. dass Erkran-

Hermann Spielhofer
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kungen nun eher registriert und ak-
zeptiert werden und zu einem Anstieg
führen. Außerdem hat die ständige
Absenkung von Schwellenwerten
und/oder Diagnosekriterien, die vor-
wiegend auf den Einfluss der Phar-
maindustrie zurückzuführen sind, zu
einer Diagnoseinflation geführt
(Frances, 2013). 

Nun verweist M. Dornes selbst darauf
hin, dass deskriptive Diagnosesysteme,
auf die er sich bezieht, ein „Validitäts-
problem“ haben, d.h. es ist nicht klar,
ob damit das gemessen wird, was sie
vorgeben zu messen, denn, so Dornes
(2015b), sie übersehen möglicherweise,
dass sich hinter verschiedenen Symp-
tomen dieselbe Grunderkrankung ver-
bergen kann. Und: „Über eine unab-
hängig von Diagnosesystemen vorlie-
gende Krankheitshäufigkeit sind keine
Aussagen möglich, jedenfalls keine
empirischen“. 

Dies entspricht auch der wissen-
schaftstheoretischen Position, wie sie
J. Habermas (1973) formuliert, näm-
lich, „dass sich Realität nicht unab-
hängig von den Regeln, unter denen
der Forschungsprozess steht, konsti-
tuiert“. Das heißt, dass die Ergebnisse
der Studie von Dornes nur bezogen
auf die verwendeten diagnostischen
Verfahren gültig sind. 

Einfluss von Lebens- 
und Arbeitsbedingungen 
auf die Gesundheit
Immerhin muss auch Dornes (2015a)
darauf verweisen, dass zwischen 2000
und 2012 die Fälle von Arbeitsunfähig-
keit aufgrund psychischer Diagnosen
um 50% zugenommen haben und die
Krankenstandstage um 60%. In Öster-
reich ist etwa die Zahl der Frühpen-
sionierungen infolge psychischer Er-
krankungen von 10% im Jahr 1995 auf
mehr als 35% im Jahr 2013 angestiegen.
Nun kann man Dornes zum Teil darin
folgen, wenn er dies auf die zuneh-
mende Bereitschaft der Bevölkerung
zurückführt, sich wegen psychischer
Leiden diagnostizieren, behandeln und
berenten zu lassen.  Allerdings ver-
nachlässigt er, dass dabei auch die er-
schwerten Arbeitsbedingungen eine
Rolle spielen sowie prekäre Arbeits-
verhältnisse (Richter & Berger, 2013). 

Dornes (2015) sieht jedenfalls in einem
Anstieg von psychischen Erkrankun-
gen, wie sie in einigen Studien nach-
gewiesen wurden und aus den Krank-
schreibungen hervorgehen, lediglich
einen Artefakt: „Je kontinuierlicher
und stärker der Anstieg, desto wahr-
scheinlicher ist, dass es sich dabei
um ein Ergebnis der Veränderung von
Diagnosegewohnheiten oder -kriterien
handelt“. Damit erspart sich Dornes
zu hinterfragen, wieso die „Bereit-
schaft“, sich krankschreiben oder be-
renten zu lassen zugenommen hat.
Mit einer derartigen überblicksartigen
Studie, für die er epidemiologische
Untersuchungen aus mehreren Jahr-
zehnten heranzieht, sind jedenfalls
keine differenzierten Aussagen über
Auswirkungen bestimmter Krisensi-
tuationen oder Lebensbedingungen
auf die psychische Gesundheit möglich,
zumal es sich in seiner Darstellung
um eine Masse kaum vergleichbarer
Krankheitsbilder handelt. K. Brede
(2015) geht davon aus, dass es sich
dabei um ein Artefakt handelt, der
aus der entdifferenzierenden Durch-
schnittsbildung resultiert. Es ist etwa
so, wie wenn man die Entwicklung
des Durchschnittseinkommens einer
Bevölkerung erhebt, womit auch keine
Aussagen über die Verteilung der Ein-
kommen und über das Ausmaß an
Armut möglich sind. 
So findet sich bei Dornes auch kein
Hinweis darauf, dass Armut und man-
gelnde Bildung die größten Krank-
heitsrisiken darstellen. Ärmere Be-
völkerungsschichten sind nicht nur
öfter krank, sondern haben auch eine
geringere Lebenserwartung: Menschen
mit Pflichtschulabschluss sterben 6
Jahre früher als Akademiker und Berg-
arbeiter 15 Jahre früher als Lehrer.
Aber das ist für Dornes kein Thema.
Dornes (2015a) räumt zwar ein, dass
im Zeitraum zwischen 1985 und 2012
die Ungleichverteilung der Einkommen
im Durchschnitt der OECD-Länder um
ca. 12% zugenommen hat, aber Armut
muss, so Dornes (2015a), nicht ge-
sundheitsschädlich sein, wie etwa das
Beispiel Islands zeigt: Dort leben die
Bewohner seit der Krise 2008 gesün-
der, da sie aufgrund geringerer Ein-
kommen weniger rauchen, trinken
und sich gesünder ernähren, was zeigt, 
dass Dornes „doch recht nahtlos zur

zynischen Position des Neoliberalis-
mus“ tendiert, wie G. Eglhoff (2015)
betont. 

Nur darauf hinzuweisen, dass die Men-
schen vor 30 Jahren bereits ebenso
krank waren, wie 2010 ohne auf den
sozialen und ökonomischen Kontext
zu verweisen ist nicht nur  wenig aus-
sagekräftig sondern auch unhistorisch.
Dabei betont Dornes selbst, wie sehr
sich inzwischen die Arbeits- und Le-
bensbedingungen verändert haben.
„Dem Autor Dornes aber, selber eben-
falls Soziologie, kommt gar nicht erst
in den Sinn“, kritisiert K. Brede (2015),
„dass die Untersuchung seelischer
Störungen in Abhängigkeit von öko-
nomischen Krisen zum Ziel haben
könnte, Zerfallstendenzen in der Ebene
von Gesellschaft aufzudecken und ge-
gebenenfalls auf deren Beseitigung
hinzuwirken.“

Sozialwissenschaftliche 
Aspekte der Prävalenzstudien
Aus den von Dornes ausgewerteten
Studien wird jedenfalls nicht ersichtlich,
wie K. Brede (2015) kritisiert, inwieweit
soziale und ökonomische Verhältnisse
generell seelische Gesundheit beein-
trächtigen, bzw. welche Art von sozialen
Bedingungen welche psychischen Er-
krankungen begünstigen, was ja Auf-
gabe einer kritischen Sozialwissen-
schaft sein sollte. Nun kann Dornes
zwar einwenden, dass diese Kritik sei-
nem Artikel nicht gerecht wird, da es
ihm ausschließlich darum geht, fest-
zustellen, ob psychische Erkrankungen
im Kapitalismus zugenommen haben.
Allerdings stellt sich dann aber die
Frage, was Dornes damit erklären
will, welches Erkenntnisinteresse ihn
bewegt, wenn er nachzuweisen ver-
sucht, dass es keinen Anstieg an psy-
chischen Erkrankungen gegeben hat.
Dies ist wesentlich für die Frage, auf
welche Weise die Daten interpretiert
und in welchen Zusammenhang sie
eingeordnet werden. 

Nach K. Brede (2015) sollen die kon-
stant gebliebenen Werte von der Not-
wendigkeit entlasten, gesellschaftliche
Verhältnisse für die Erklärung psy-
chischer Störungen heranzuziehen
und sie betont, dass es Dornes nicht
sosehr darum geht, die Auswirkungen
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sozialer und ökonomischer Bedingun-
gen auf die seelische Gesundheit zu
untersuchen; er hat „mehr die Kritiker
im Blick als den Kapitalismus mit sei-
nen spezifischen Reibungsflächen“.
Dornes vermutet jedenfalls, dass die
linke Kritik, die Fehlentwicklungen in
unserem Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem aufzeigt, „tiefenpsycho-
logisch von einem Neidmotiv unter-
füttert ist“, und es den Kritikern darum
geht, sich ihr „Spielfeld weltanschau-
licher Grabenkämpfe“ zu erhalten und
die Kritik an gesellschaftlichen Miss-
ständen versteht er nicht als huma-
nistisch motivierte Suche nach Ver-
besserungen, wie  I. Engelmann (2015)
schreibt.

Dornes betont auch, dass es effektiver
ist Individuen mit Fähigkeiten auszu-
statten, die es ihnen ermöglichen, mit
widrigen Arbeitsbedingungen umzu-
gehen, als die widrigen Bedingungen
zu ändern: „Verhaltensänderung ist
wirksamer als Verhältnisänderung“.
Die Empfehlung, die Menschen ent-
sprechend den verhaltenstherapeuti-
schen Konzepten der Stressforscher
an widrige Arbeitsbedingungen anzu-
passen, verstärkt den Eindruck einer
affirmativen Ideologie im Sinne einer
neoliberalen Wirtschaftslogik. 
Dornes (2015a) verweist auch darauf,
dass entgegen der verbreiteten Sozi-
alkritik moderne Gesellschaften west-
lichen Typs, trotz erhöhter Anforde-
rungen, wie Zunahme an Mobilität und
Flexibilität, Beschleunigung, Entfrem-
dung und Konkurrenz, vor allem eine
positive Entwicklung genommen ha-
ben. „Kurz: Je moderner die Gesell-
schaft, desto zufriedener die Men-
schen“. Es ist keine Frage, dass es

Fortschritte im ökonomischen und so-
zialen Bereich gegeben hat, aber es
gab gleichzeitig auch Verwerfungen.
In einer früheren Arbeit (2010) weist
Dornes darauf hin, dass „die Lasten
von Modernisierungsprozessen sowohl
bei Kindern wie bei Erwachsenen
schichtspezifisch zu Ungunsten der
Unterschicht verteilt sind“, ohne jedoch
auf die Konsequenzen für die psy-
chische Gesundheit der betroffenen
Bevölkerungsgruppen hinzuweisen. 

Auch die Tatsache, dass 27% der Er-
wachsenen und 17% der Kinder psy-
chisch Krank sind scheint für Dornes
jedenfalls kein Grund zu sein, die po-
sitive Entwicklung  moderner Gesell-
schaften zu hinterfragen, ebenso wie
die Tatsache, das die Schere zwischen
Arm und Reich immer weiter aufgeht.
Es erscheint auch problematisch, wenn
Dornes die „linken Sozialwissenschaft-
ler“, wie A. Ehrenberg (2004), H. Rosa
(2011) oder R. Schmiede (2011) da-
hingehend kritisiert, dass ihre Annah-
men empirisch nicht ausreichend fun-
diert sind, angesichts der „Validitäts-
probleme“ der eigenen Studie. Aller-
dings geht es in der kritischen Sozial-
wissenschaft, entgegen positivisti-
schem Wissenschaftsverständnis, nicht
nur darum den Ist-Zustand aufzuzei-
gen, sondern vor allem auch darum,
über bestehende Verhältnisse hinaus-
zudenken und einen Zustand jenseits
der vorhandenen Strukturen zu kon-
zipieren.

Dr. Hermann Spielhofer 
Psychotherapeut, 

klinischer Psychologe, Supervision. 
Berufspolitische Aktivitäten im ÖBVP
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